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Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 

3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Oktober 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 257) 

geändert worden ist. 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 

(BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 

geändert worden ist. 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 

Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323). 

Bundes-Bodenschutz-Gesetz (BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert 

durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306). 

Bundes-Immissionsschutz-Gesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 

2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. 

Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348). 

Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz - EEG 2023), vom 21. 

Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Artikel 23 des Gesetzes vom 18. Dezember 2025 

(BGBl. 2025 I Nr. 347).Planzeichenverordnung (PlanzV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 

(BGBl. I S. 1802) geändert worden ist. 

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert durch 

Artikel 7 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189). 

Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 

2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 

2025 I Nr. 348). 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 

2 des Gesetzes vom 09. Januar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 4). 

Thüringer Denkmalschutzgesetz (ThürDSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. April 

2004; letzte berücksichtigte Änderung: zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. 

Dezember 2018 (GVBl. S. 731, 735. 

Thüringer Gesetz für Natur und Landschaft (ThürNatG) vom 30. Juli 2019, letzte berücksichtigte 

Änderung: geändert durch Artikel 1a des Gesetzes vom 30. Juli 2019 (GVBl. S. 323, 340). 

Thüringer Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (ThürUVPG) vom 20. Juli 2007; letzte 

berücksichtigte Änderung: zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 30. Juli 2019 (GVBl. S. 

323, 341). 

Thüringer Gesetz zum Klimaschutz und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels 

(ThürKlimaG) vom 18. Dezember 2018; letzte berücksichtigte Änderung: geändert durch Artikel 2 

des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 272, 273). 
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Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2003; 

letzte berücksichtigte Änderung: zuletzt geändert durch Artikel 33 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 

(GVBl. S. 277, 288). 

Thüringer Landesplanungsgesetz (ThürLPlG) vom 11.12.2012 (GVBl. S. 450), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 21. Mai 2024 (GVBl. S. 93) - Thüringer Bauordnung (ThürBO) vom 2. Juli 2024 

(GVBl. 2024 S. 298). 

Thüringer Straßengesetz (ThürStrG) Vom 7. Mai 1993; letzte berücksichtigte Änderung: zuletzt 

geändert durch Artikel 47 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277, 290). 

Thüringer Wassergesetz (ThürWG) vom 28. Mai 2019; letzte berücksichtigte Änderung: zuletzt 

geändert durch Artikel 52 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277, 291). 
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1 ANLASS UND PLANUNGSERFORDERNIS  

Mit dem Gesetz zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und 

weitere Maßnahmen im Stromsektor (Erneuerbare-Energien-Gesetz - EEG 2023) vom 20.07.2022 (BGBl. 

I, S. 1237), welches zum 01.01.2023 in Kraft trat, verfolgt die Bundesrepublik Deutschland das Ziel, den 

Anteil erneuerbarer Energien an der Stromversorgung bis zum Jahr 2030 auf 80% zu erhöhen. 

Ziel des Gesetzes ist es weiterhin, dass bereits im Jahr 2035 die Stromversorgung fast vollständig aus 

erneuerbaren Energien gedeckt werden soll. Im Zuge dieses Gesetzes wurde zugleich das Erneuerbare-

Energien-Gesetz vom 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066) geändert, dessen letzte Änderung durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 08.05.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 151) erfolgte. 

In diesem Kontext sieht der Ausbaupfad für Photovoltaik einen Zubau von jährlich 22 Gigawatt (GW) bis 

2030 vor, so dass im Jahr 2030 Solaranlagen im Umfang von ca. 215 GW installiert sein sollen. 

Gegenüber dem Jahr 2022 entspricht dies einer Steigerung des Zubaus von jährlich ca. 15 GW. 

Gemäß den Ausführungen in der Drucksache 20/1463 des Deutschen Bundestages vom 19.04.2022 geht 

die Bundesregierung bei den im EEG 2023 hinterlegten Ausbaumengen von einer gesamten 

Flächeninanspruchnahme im Jahr 2030 von ca. 60.000 bis 70.000 Hektar aus. Welche Anteile davon auf 

landwirtschaftliche Flächen sowie auf die verschiedenen PV-Systeme entfallen, lasse sich nicht 

vorhersehen. (vgl. a.a.O., S. 1 f.) 

Bzgl. der Verfügbarkeit von Konversionsflächen informiert die Bundesregierung in der o.g. Drucksache, 

dass für die Photovoltaik-Nutzung grundsätzlich Flächen im Umfang von ca. 250.000 Hektar zur 

Verfügung stünden. Nicht alle dieser Flächen seien für den Ausbau der Photovoltaik geeignet. Unter 

Berücksichtigung entgegenstehender Belange – z.B. Altlasten – könne davon ausgegangen werden, dass 

ca. 15 bis 25% der Konversionsflächen raumverträglich genutzt werden können. Bei einem nach 

heutigem technischem Stand im Mittel zu erzielenden Ertrag von einem Megawatt pro Hektar Fläche 

könne somit bei 15% nutzbarer Konversionsfläche ein Ertrag von ca. 37,5 Gigawatt, bei 25% nutzbarer 

Konversionsfläche ein Ertrag von ca. 62,5 Gigawatt erzielt werden. (a.a.O., S. 2) 

Dieser Zielstellung folgend, hat der Stadtrat der Stadt Schmölln beschlossen, eine Photovoltaik-

Freiflächenanlage auf einer landwirtschaftlichen Fläche zu errichten und damit zum Ausbau der 

erneuerbaren Energien beizutragen. 

Da sich die in Planung befindende Photovoltaik-Freiflächenanlage im planungsrechtlichen Außenbereich 

im Sinne des § 35 BauGB befindet, ist zur Schaffung der planungsrechtlichen 

Zulässigkeitsvoraussetzungen für eine Photovoltaik-Freiflächenanlage ein Bauleitplanverfahren 

erforderlich. Damit wird sichergestellt, dass sich im Zusammenhang mit dem entsprechenden Vorhaben 

stellende städtebauliche Erfordernisse und Belange, u.a. naturschutzfachliche Belange, ausführlich und 

hinreichend berücksichtigt werden.  

Die Bebauungspläne sind aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. Die Stadt Schmölln verfügt über 

einen rechtswirksamen Flächennutzungsplan (2014) und beinhaltet alle Ortsteile.  
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Da die geplante Nutzung der aktuell landwirtschaftlich genutzten Flächen nicht aus dem rechtswirksamen 

Flächennutzungsplan abgeleitet werden kann, ist die 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet 

Photovoltaik - Solarpark Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB 

erforderlich, die planungsrechtliche Voraussetzungen für die verbindliche Bauleitplanung (den 

Bebauungsplan) gem. § 8 Abs. 2 BauGB schaffen soll. In dem in Aufstellung befindenden 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Solarpark Zschernitzsch“ werden die Planung und die zulässigen 

Nutzungen konkretisiert.  

Gegenstand der vorliegenden 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark 

Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln ist die Errichtung und der Betrieb einer Photovoltaik-Freiflächenanlage 

in der Ortschaft Zschernitzsch mit einer installierten Leistung von ca. 30 MW im Endausbau. Die 

gewonnene Solarenergie wird in elektrischen Strom umgewandelt und in das öffentliche Netz 

eingespeist. 

2 INHALT UND DER ZIELE DER PLANUNG  

Mit einem vorbereitenden Bauleitplan (Flächennutzungsplan) soll die Ausweisung von Bauflächen nach 

§ 5 Abs. 2 BauGB erfolgen, aus der sich die Festsetzungen des verbindlichen Bauleitplanes 

(Bebauungsplan) ableiten lassen. 

Der Planänderungsbereich ist im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Schmölln (2014) als 

Flächen für die Landwirtschaft und Forst dargestellt und wird aktuell als Ackerfläche genutzt. Die 

Darstellung im Flächennutzungsplan entspricht nicht der angestrebten Nutzung der Fläche als 

Photovoltaik-Freiflächenanlage und soll deshalb geändert werden. 

Die 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark Zschernitzsch“ der Stadt 

Schmölln beinhaltet folgende Ziele/Darstellungen: 

 Die bisher als landwirtschaftliche Fläche dargestellte Fläche wird als Sonstiges Sondergebiet zur 

Errichtung und der Betrieb einer Photovoltaik-Freiflächenanlage dargestellt. 

 Die bisher als landwirtschaftliche Fläche dargestellte Fläche an der östlichen und südlichen 

Fläche des Änderungsbereiches wird als Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 

sonstigen Bepflanzungen dargestellt.  

 Eine bisher als landwirtschaftliche Fläche dargestellte Fläche wird im Änderungsbereich als 

Verbindung zwischen dem Sonstigen Sondergebiet und der gemeindlichen öffentlichen 

Verkehrsfläche als Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung dargestellt. 

 Die Fläche mit wasserrechtlichen Festsetzungen bleibt von der Änderung unberührt. 

Aus dieser Darstellung im Flächennutzungsplan kann die Stadt Schmölln eine rechtsverbindliche 

Festsetzung eines Sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung: „Errichtung und Betrieb einer 

Photovoltaik-Freiflächenanlage“ im parallel aufzustellenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

„Solarpark Zschernitzsch“ entwickeln. 
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Der Änderungsbereich der 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark 

Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln hat eine Flächengröße von ca. 25,8 ha und entspricht dem 

Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark Zschernitzsch“. Die genaueren 

Festsetzungen betreffend der zulässigen Nutzungen werden auf der Ebene des Bebauungsplanes 

getroffen. 

3 VERFAHREN 

Der Stadtrat der Stadt Schmölln hat in seiner Sitzung am 05.03.2026 die Aufstellung des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark Zschernitzsch“ sowie der 13. Änderung 

Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln im 

Parallelverfahren beschlossen. 

4 ÄNDERUNGSBEREICH, LAGE UND GRÖßE DES PLANGEBIETES 

4.1 Lage und Abgrenzung des Änderungsbereiches 

Auf einer Fläche von ca. 94,53 km2 leben derzeit 13.542 Einwohner1 in der Stadt Schmölln. Schmölln 

liegt als erfüllende Gemeinde im südlichen Teil des Landkreises Altenburger Land im Tal des 

Fließgewässers Sprotte. 

Abbildung 1: Lage des Plangebietes in der Stadt Schmölln; (Quelle: Thüringen Viewer, 01/2026; ohne Maßstab; bearbeitet Sonnenschein eG) 

 

1 Statistik Thüringen, Stadt Schmölln; https://statistik.thueringen.de/ Stand 31.12.2025 
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Der Änderungsbereich der 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark 

Zschernitzsch“ der Stadt liegt eingebettet zwischen Ausläufer des Zschernitzscher Kirchenholz 

(Laubwald) mit namenlosen Fließgewässer an der Gemarkung Taupadel im Osten und dem Laubwald mit 

dem Fließgewässer Köthelbach im Westen sowie landwirtschaftlichen Flächen im Norden bzw. Süden 

und wird wie folgt begrenzt: 

im Norden und Süden durch landwirtschaftliche Flächen, 

im Osten und Westen durch forstwirtschaftliche Flächen. 

Das Änderungsgebiet ist topographisch homogen und wird aktuell als intensive Ackerfläche 

bewirtschaftet.  

Die nächstgelegenen Wohnbebauungen befinden sich in den Ortschaften Zschernitzsch (ca. 0,5 km 

Entfernung nördliche Richtung), Taupadel und Schmölln (ca. 1,0 km Entfernung südöstliche bzw. 

südwestliche Richtung) und Nitzschka (ca. 1,6 km Entfernung südliche Richtung). Der Ortschaft 

Nitzschka ist eine Gewerbefläche in ca. 0,8 km Entfernung vorgelagert. 

Der Änderungsbereich hat eine Gesamtfläche von ca. 25,8 ha, umfasst mehrere Flurstücke der Flur 2 

der Gemarkung Zschernitzsch und befindet sich im Eigentum von mehreren privaten Eigentümern. Die 

Flächensicherung für die geplante Photovoltaik-Freiflächenanlage erfolgt individuell mit jedem 

Eigentümer mittels eines Pachtvertrages. Die Kosten der Bauleitplanung und der damit verbunden 

Gutachten sowie Bau- und Erschließungskosten werden durch einen städtebaulichen Vertrag geregelt 

und durch den Vorhabenträger getragen. 

4.2 Begründung der Standortwahl 

Bei der Standortwahl für die geplante Photovoltaik-Freiflächenanlage wurden mehrere Kriterien 

betrachtet. Aus wirtschaftlicher Sicht sind folgende Kriterien von Bedeutung: die Besonnung des 

Standortes, erforderliche Nähe aufnahmefähiger Netze sowie die Einspeisevergütung, die durch EEG 

2023 u.a. für die Acker- und Grünlandflächen in den benachteiligten Gebieten gewährt wird. 

Ein natur- und artenschutz- sowie landschafts- und landwirtschaftsverträglicher Ausbau der Photovoltaik-

Freiflächenanlage in Thüringen wird durch Berücksichtigung folgender Ausschlusskriterien bei der 

Standortsuche sichergestellt: 

 Schwerpunktbereiche des Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems Thüringens gemäß § 20 

BNatSchG  

 Naturschutzgebiete gemäß § 23 BNatSchG  

 Nationalparke/nationale Naturmonumente gemäß § 24 BNatSchG  

 Gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 Abs. 2 BNatSchG  

 Natura 2000-Gebiete (FFH-Gebiete, europäische Vogelschutzgebiet)  

 Gewässerschutzstreifen nach § 61 BNatSchG  

 Überschwemmungsgebiete gemäß § 78 Absatz 4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)  

 Wasserschutzgebiete Schutzzone I gemäß WSG-Verordnungen i.V.m. §§ 51, 52 WHG 

 Waldflächen gemäß Gesetz zur Erhaltung, zum Schutz und zur Bewirtschaftung des Waldes und 

zur Förderung der Forstwirtschaft (Thüringer Waldgesetz – ThürWaldG) 
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Mit Stand 22. Oktober 2024 hat der Stadtrat der Stadt Schmölln die Standortkonzeption Photovoltaik-

Freiflächenanlagen beschlossen. Unter Berücksichtigung der bestehenden rechtlichen und planerischen 

Vorgaben sowie der Realnutzung hat die Stadt Kriterien festgelegt, die zum Ausschluss bzw. zur Eignung 

von Flächen für Photovoltaik-Freiflächenanlagen führen. Hierbei hat die Stadt im Rahmen des 

kommunalen Entscheidungsprozesses die Vorgabe des Bundesgesetzgebers hinsichtlich der Bedeutung 

von regenerativen Energien für die nationale Energieversorgung und damit die nationale Sicherheit 

berücksichtigt.  

Mit dieser Photovoltaik-Freiflächenkonzeption hat der Stadtrat der Stadt Schmölln festgelegt, auf welchen 

landwirtschaftlichen Flächen keine Photovoltaik errichtet werden darf und auf welchen Flächen es 

grundsätzlich möglich ist. 

Zusätzlich zu den bezeichneten Flächen wurde auch die Flächenobergrenze festgelegt. Maximal 2 % der 

landwirtschaftlichen Fläche auf dem Gebiet der Stadt Schmölln stehen für die Errichtung von 

Photovoltaikanlagen zur Verfügung. 

Der Standort wurde anhand folgender Kriterien priorisiert: 

 Lage der geplanten Photovoltaik-Freiflächenanlage außerhalb von Naturschutzgebieten, 

Nationalen Naturmonumenten, FFH- und Vogelschutzgebieten sowie Nationalparke 

 ausreichende Entfernung von schutzwürdigen Nutzungen (Siedlung in ca. 150 m Entfernung) 

 öffentliche Zuwegung vorhanden 

 Einspeisemöglichkeit in das vorhandene öffentliche Netz 

 Flächenverfügbarkeit durch Vereinbarungen mit Eigentümern geregelt 

 regionalplanerisch zum größten Teil unbeplanter Bereich, kein Widerspruch zu den Zielen und 

Grundsätzen der Raumordnung 

 geringe Bodenfruchtbarkeit bzw. Ertragswertzahl und geringes Ertragspotenzial  

 keine Beeinträchtigung der Zuwegungen benachbarter land- oder forstwirtschaftlicher Flächen 

zu erwarten 

Im Ergebnis wurden in der Karte 4 die Flächen grün schraffiert hinterlegt, für die sich aus den Karten 1 

bis 3 keine Ausschlusswirkung ergibt. Südlich der Ortschaft Zschernitzsch sind die Flächen als 

Eignungsflächen ermittelt.  
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Abbildung 2:Auszug 

Standortkonzeption 

Photovoltaik-Freiflächenanlagen 

(PV-FFA) Stadt Schmölln; Karte 

4: Gesamtbewertung (ohne 

Maßstab; eigene Darstellung) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4.3 Oberflächen- und Grundwasserverhältnisse im Plangebiet 

Der Änderungsbereich liegt hydrogeologisch innerhalb eines silikatischen Kluftgrundwasserleiters. Die 

Grundwasserführung erfolgt überwiegend entlang von Klüften, Spalten und tektonischen Trennflächen 

im Festgestein, während der Gesteinskörper selbst nur eine geringe Porosität aufweist. Die 

Grundwasserneubildung erfolgt im Wesentlichen durch die Versickerung von Niederschlagswasser über 

die oberflächennahen Bodenhorizonte. Aufgrund der kluftdominierten Durchlässigkeit ist von einer 

geringen bis mäßigen Grundwasserergiebigkeit auszugehen. Die Grundwasserverhältnisse sind 

kleinräumig heterogen und unterliegen saisonalen Schwankungen in Abhängigkeit vom 

Niederschlagsgeschehen. 

Das Grundwasser ist nur unzureichend vor flächig eindringenden Schadstoffen geschützt. Diese 

Einstufung wird verstärkt durch die vermutlich geringe Gesamtschutzfunktion der 

Grundwasserüberdeckung.  

Westlich des Änderungsbereiches, in mind. 0,1 km Abstand, verläuft das Fließgewässer Köthelbach, um 

in die Sprotte zu münden. Der Änderungsbereich gehört zum Grundwasserkörper des Fließgewässers 

Sprotte.  

Durch die landwirtschaftliche Nutzung (Ackerland) bestehen im Änderungsbereich Beeinträchtigungen 

der Qualität des Grundwassers infolge von Düngung und Pestizidbelastung. 

Im Änderungsbereich sind keine Oberflächengewässer vorhanden. 

Der Änderungsbereich liegt außerhalb festgesetzter Überschwemmungsgebiete, ist jedoch Bestandteil 

einer geplanten Flächenerweiterung des Wasserschutzgebietes Nr. 280 „Nitzschkaer Brücke“, 

Schutzzone III. Nach § 51 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) dienen Wasserschutzgebiete dem Schutz 

von Gewässern vor nachteiligen Einwirkungen, insbesondere zur Sicherung der öffentlichen 

Trinkwasserversorgung. In der Schutzzone III kommt dem vorsorgenden Schutz des Grundwassers eine 
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besondere Bedeutung zu, da diese Zone der langfristigen Sicherung der Wasserqualität im Einzugsgebiet 

der Wassergewinnungsanlage dient. 

Die geschilderten Oberflächen- und Grundwasserverhältnisse im Änderungsbereich stehen der 

geplanten Flächennutzungsplan-Änderung nicht entgegen. Die benannten Sachverhalte sind jedoch in 

den nachfolgenden Verfahren (Bebauungsplan, Genehmigungsplanung) weiterhin zu verfolgen. 

Bodenversiegelungen werden nur sehr kleinflächig und punktuell verteilt im Plangebiet des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes vorkommen. Auf diese Flächen auftreffendes 

Niederschlagswasser kann, wie von den Photovoltaik-Modulen, ungehindert abfließen und auf den 

benachbarten, unversiegelten Flächen versickern. Verunreinigungen durch Kraft- oder Schmierstoffe 

werden (Wechselwirkung mit dem Schutzgut Boden) vermieden. Betriebsbedingte Wirkungen, die sich 

nachteilig auf das Schutzgut auswirken könnten, können ausgeschlossen werden. 

5 ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN 

Bauleitpläne sind grundsätzlich den Zielen der Raumordnung anzupassen. Gemäß § 2 Abs. 2 

Raumordnungsgesetz (ROG) ist die Daseinsvorsorge nachhaltig zu sichern, ein nachhaltiges 

Wirtschaftswachstum und Innovationen zu unterstützen, Entwicklungspotenziale zu sichern und die 

Ressourcen nachhaltig zu schützen sowie die räumlichen Voraussetzungen für eine umweltverträgliche 

Energieversorgung und den Ausbau der erneuerbaren Energien zu schaffen. 

Im Zusammenhang mit der 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark 

Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln ergeben sich die maßgeblichen Erfordernisse der Raumordnung aus 

den raumordnerischen Zielen und Grundsätzen des Landesentwicklungsprogramm 2025 (LEP 2025) 

sowie des Regionalplan Ostthüringen bzw. 

5.1 Landesentwicklungsprogramm 2025 (LEP 2025) 

Thüringen im Wandel, geändert durch die Erste Änderung des Landesentwicklungsprogrammes 

Thüringen 2025 vom 06.08.2024 (LEP 2025, GVBl 13/2012 vom 21.12.2012, zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 21.05.2024, GVBl 6/2024) 

Die Erste Änderung des LEP 2025 wurde am 09.07.2024 durch die Thüringer Landesregierung 

beschlossen und trat am 31.08.2024 in Kraft (vgl. GVBl. 12/2024 vom 30.08.2024). 

Gemäß Karte 4 zur Ersten Änderung des LEP 2025 „Raumstruktur“ ist die Stadt Schmölln dem 

Mittelversorgungsbereich gemeinsam mit der ca. 5 km östlich gelegenen Stadt Gößnitz zugeordnet. In 

einer Entfernung von ca. 18 km befindet sich westlich die Stadt Gera als Oberzentrum und nordöstlich 

in einer Entfernung von ca. 12 km die Stadt Altenburg als Mittelzentrum mit Teilfunktionen eines 

Oberzentrums. 

Der Raum um Schmölln wird in der Karte 2 als Raum mit ausgeglichenen Entwicklungsvoraussetzungen 

Östliches Thüringen“ gemäß Grundsatz 1.1.3 ausgewiesen: „In den Räumen mit ausgeglichenen 

Entwicklungspotenzialen sollen die Entwicklungsvoraussetzungen genutzt und Entwicklungshemmnisse 

überwunden werden.“ (Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025, geändert durch die Erste 
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Änderung des Landesentwicklungsprogrammes Thüringen 2025, Lesefassung, Abschnitt 1.1 

Handlungsbezogene Raumkategorien, S. 12, Hervorhebung im Original) 

In der Begründung zum Grundsatz 1.1.3 führt das LEP 2025 aus, dass die Raumstrukturgruppe „Räume 

mit ausgeglichenen Entwicklungsvoraussetzungen“ eine überdurchschnittliche Entwicklung der 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigten demgegenüber aber einen hohen Altenquotienten aufweist. 

(vgl. a.a.O., S. 12)  

Im Abschnitt 5.2 Energie wird in den Leitvorstellungen der Ersten Änderung des LEP 2025 festgehalten, 

dass der Ausbau der erneuerbaren Energien dem überragenden öffentlichen Interesse und der 

öffentlichen Sicherheit dient (vgl. a.a.O., S. 93). Im Punkt 6 der Leitvorstellungen heißt es: „Mit dem 

Ausbau der erneuerbaren Energien ist eine Diversifizierung, Regionalisierung und Dezentralisierung 

der Energieerzeugung verbunden, die weitere Entwicklung des ländlich geprägten Raums als 

Energielieferant wird unterstützt. Erneuerbare Energien eröffnen diesen Landesteilen zusätzliche 

Wertschöpfungsmöglichkeiten.“ (a.a.O., S. 93, Hervorhebung im Original)  

Als Erfordernis der Raumordnung formuliert das LEP 2025 im Grundsatz 5.2.1 die Empfehlung, dass 

„dezentralen und verbrauchernahen Erzeugungsstandorten sowie der Schaffung von 

Speicherkapazitäten … bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen und 

Funktionen besonderes Gewicht beigemessen werden“ soll (a.a.O., S. 95, Hervorhebung im Original). 

In seinen Erläuterungen zum Hintergrund der formulierten Leitvorstellungen bezieht sich die Erste 

Änderung des LEP 2025 auf den § 2 EEG 2023, wonach die Beschleunigung des Ausbaus der 

erneuerbaren Energien als im überragenden öffentlichen Interesse liegend und der öffentlichen 

Sicherheit dienend formuliert wird: „Um in Thüringen das Ziel für den Ausbau der Solarenergie zu 

erreichen, müssen bis 2030 rund 4.140 MW zugebaut werden.“ (a.a.O., S. 94) 

In diesem Zusammenhang weist die Erste Änderung des LEP 2025 auf das besonders hohe Gewicht des 

Ausbaus der erneuerbaren Energien in der Abwägung hin. Unter Bezugnahme auf den § 2 Satz 2 EEG 

2021 seien die erneuerbaren Energien bis zum Erreichen der Treibhausgasneutralität als vorrangiger 

Belang in die Schutzgüterabwägung einzustellen. „Öffentliche Interessen können … den erneuerbaren 

Energien als wesentlicher Teil des Klimaschutzgebotes nur dann entgegenstehen, wenn sie mit einem 

dem Artikel 20a GG vergleichbaren verfassungsrechtlichen Rang gesetzlich verankert bzw. gesetzlich 

geschützt sind oder einen gleichwertigen Rang besitzen. … 

Gemäß § 4 Abs. 1 Thüringer Klimagesetz ist es Ziel, den Energiebedarf in Thüringen ab dem Jahr 2040 

bilanziell durch einen Mix aus erneuerbaren Energien aus eigenen Quellen decken zu können.“ (a.a.O. 

S. 94)  

5.2 Regionalplan Ostthüringen 2025 in der Fassung des Beitrittsbeschlusses PLV 17/11/25 vom 05.12.2025 

Mit Beschluss PLV 17/11/25 hat die Planungsversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Ostthüringen überdies festgestellt, dass mit der Bekanntmachung des Genehmigungsbescheides des 

TMIKL vom 11. November 2025 und dem damit verbundenen Inkrafttreten des Regionalplanes 
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Ostthüringen 2025 der Regionalplan Ostthüringen 2012 (Bekanntgabe der Genehmigung und damit 

Inkrafttreten im Thüringer Staatsanzeiger Nr. 25/2012 vom 18.06.2012) außer Kraft tritt. 

Gemäß Raumnutzungskarte des Regionalplanes Ostthüringen 2025 überplant das Vorhaben Flächen 

für: 

 geringfügig das Vorbehaltsgebiet landwirtschaftliche Bodennutzung lb-12 „Schmölln – Kummer 

– Taupadel – Bornshain – Zürchau“ (vgl. Abb. 3) 

Abbildung 3: Auszug aus der kartographischen Darstellung des REP 2025 Nordthüringen (Quelle: Thüringen-Viewer, 02/2026; ohne Maßstab; 

eigene Darstellung) 

Auseinandersetzung mit Vorgaben der Raumordnung: 

Die Abwägung von Vorbehaltsgebieten in der Raumordnung ist ein Prozess, bei dem einem bestimmten 

Fachbelang in einem Gebiet ein besonderes Gewicht eingeräumt wird, wenn konkurrierende Nutzungen 

geplant werden, ohne diesen Belang strikt festzulegen wie bei einem Vorranggebiet. In 

Vorbehaltsgebieten sind die entsprechenden Grundsätze der Raumordnung bei der nachfolgenden 

Abwägung der Bauleitplanung zwingend zu berücksichtigen und höher zu gewichten, aber nicht endgültig 

ausgeschlossen, was Raum für die Berücksichtigung des Einzelfalles zulässt. 

Der Änderungsbereich umfasst insgesamt ca. 25,8 ha des Vorbehaltsgebietes landwirtschaftliche 

Bodennutzung lb-12 „Schmölln – Kummer – Taupadel – Bornshain – Zürcha“. Die betroffenen Flurstücke 

gehören zum Ackerlandfeldblock AL50403Y10, welcher aktuell ordnungsgemäß bewirtschaftet und im 
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Rahmen der Agrarförderung beantragt wird. Durch die Inanspruchnahme der Teilflächen kommt es zwar 

zu einer räumlichen Zerschneidung des Feldblocks, gleichzeitig ist jedoch festzustellen, dass die 

gegenwärtige intensive Ackerbewirtschaftung zu einer geringen Habitatvielfalt und einem reduzierten 

Strukturangebot führt. Durch die extensive Pflege der nicht überbauten Bereiche sowie durch die 

geplanten Ausgleichs- und Strukturmaßnahmen ist im Vergleich zur bisherigen Nutzung eine deutliche 

ökologische Aufwertung zu erwarten. Die Funktionsfähigkeit des Landschaftshaushaltes wird verbessert, 

so dass die temporäre Zerschneidung des Feldblocks in der Gesamtbetrachtung als vertretbar bewertet 

werden kann. 

Dauergrünlandflächen sind wichtig für den Boden- und Gewässerschutz und leisten einen wesentlichen 

Beitrag zum ⁠Klimaschutz. Die dauerhafte Begrünung von Ackerflächen, d.h. die Umwandlung in 

Dauergrünland, bei gleichzeitigem Verzicht auf den Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, dient 

dem Schutz der Gewässer vor Sediment-, Nährstoff- und Pflanzenschutzmitteleinträgen. Dazu kommt, 

dass der Boden im Grünland wegen der ganzjährigen Bedeckung vor Austrocknung und ⁠Erosion⁠ durch 

Wind und Wasser geschützt ist. Außerdem verfügen Grünlandböden über höhere Humusgehalte sowie 

eine hohe Wasserspeicherkapazität. Das Dauergrünland bietet für viele Tiere der Agrarlandschaft eine 

Vielzahl an Lebensraumfunktionen. 

Das Vorbehaltsgebiet Landwirtschaftliche Bodennutzung wird mit der textlichen Festsetzung „extensives 

Grünland“ nicht beeinträchtigt. Hinzu kommt, dass seit den begründeten Ausbauzielen der 

Bundesregierung massive Flächenansprüche zur Nutzung regenerativer Energien insbesondere zur 

Biomasseerzeugung auf landwirtschaftlichen Nutzflächen zugelassen wurde. Die im Regionalplan 

geschriebene Bedeutung für die Nahrungsmittelproduktion wird mit o.g. Festsetzung weitläufig als 

Nahrungsgrundlage für den Grundsatz G 1-6 („In den ländlich geprägten Regionsteilen der unter  G 1-1 

– G 1-5 beschriebenen Raumkategorien soll […]die für die Landwirtschaft nutzbaren Ackerflächen, 

Flächen für die Tierhaltung und traditionelle Anbaugebiete für Spezialkulturen erhalten und 

weiterentwickelt werden [...].“ a.a.O. S. 8) weitergeführt.  

Da ⁠auch der Klimawandel die Lebensraumbedingungen für Tier- und Pflanzenarten auf großer Fläche 

verändern wird, sich die Grenzen von Lebensräumen von Tier- und Pflanzenarten verschieben und keine 

spezialisierten Arten mit spezifischen Standort- und Habitatansprüchen im Plangebiet vorzufinden sind, 

wird für diesen Änderungsbereich davon ausgegangen, dass er sich nicht in Konflikt zu 

regionalplanerischen Festlegungen befindet. Der Regionalplan ermöglicht den Arten mit dem 

zusammenhängenden Netz ökologisch bedeutsamer Freiräume, sich neue, klimatisch geeignetere 

Lebensräume mit einer ausreichenden Größe und Ausstattung zu erschließen. Das Vorbehaltsgebiet, mit 

dem für den Fortbestand der Arten notwendige Austausch zwischen verschiedenen Populationen und 

Vorkommen ist im Änderungsbereich gewährleistet. 

Die Errichtung und Betrieb einer Photovoltaik-Freiflächenanlage dient zum Ausbau erneuerbarer Energien 

und leistet einen wichtigen Beitrag zur Absicherung einer nachhaltigen Energieversorgung, zur 

Erreichung der Ziele der Thüringer Energie- und Klimaschutzstrategie 2019, was auch dem planerischen 

Willen der Stadt Schmölln entspricht. Im Raumordnungsgesetz (ROG) ist der Grundsatz verankert, in 
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allen Teilräumen Deutschlands eine „nachhaltige Daseinsvorsorge zu sichern“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 ROG) 

und den räumlichen Erfordernissen von Klimaschutz und Klimaanpassung Rechnung zu tragen (§ 2 Abs. 

2 Nr. 6 ROG). Eine entsprechende Verankerung findet sich auch im Baugesetzbuch (BauGB) als 

Anforderungen an die örtlichen Planungen (§§ 1, 1a, 5 BauGB). Öffentliche Stellen müssen diese 

Grundsätze bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen berücksichtigen. Als Abwägungsbelang 

unterliegt dieses Thema der individuellen Priorisierung der Kommunen im Rahmen der Sicherung des 

Gemeinwohls und der Daseinsvorsorge. 

Durch das „Gesetz zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien 

und weiteren Maßnahmen im Stromsektor“ vom 20.7.2022 wurde in § 2 EEG ein sehr weitreichender 

Vorrang für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien eingeführt. Dieser Vorrang 

gilt nach dem Willen des Gesetzgebers insbesondere gegenüber dem Baurecht. Landesrechtlich 

geschützte Belange müssen zurücktreten, selbst wenn sie auf Landesebene Verfassungsrang haben. 

Dass der Schwerpunkt der Vorrangregelung beim Klimaschutz liegt, ergibt sich aus ihrer Befristung bis 

zur Klimaneutralität der Stromversorgung. 

Die Regelungen in § 2 EEG haben bezogen auf die vorzunehmende Abwägung in zweierlei Hinsicht 

Bedeutung: Zum einen definiert der Bundesgesetzgeber in Satz 1 der Bestimmung das Interesse u. a. an 

Errichtung und Betrieb von Anlagen Erneuerbarer Energien als „überragendes“ und damit höchstrangiges 

öffentliches Interesse; zusätzlich wird das ebenfalls hochrangige Interesse der öffentlichen Sicherheit an 

dessen Seite gestellt. Zum anderen bestimmt Satz 2 der Norm, dass aktuell – da allgemeinkundig das 

Ziel einer nahezu treibhausgasneutralen Stromerzeugung im Bundesgebiet bei weitem noch nicht erreicht 

ist – die erneuerbaren Energien in Schutzgüterabwägungen Vorrang haben sollen (Soll-Bestimmung), 

weil die Definition der erneuerbaren Energien als im überragenden öffentlichen Interesse und der 

öffentlichen Sicherheit dienend im Fall einer Abwägung dazu führen, dass das besonders hohe Gewicht 

der erneuerbaren Energien berücksichtigt werden muss. 

Nach § 2 Satz 2 EEG ist bei Abwägungen zwischen verschiedenen Schutzgütern in der Regel den 

Erneuerbaren Energien der Vorrang einzuräumen. Das bedeutet, dass das überragende öffentliche 

Interesse an der Errichtung von Anlagen zur Nutzung Erneuerbarer Energien sowie das öffentliche 

Sicherheitsinteresse nur in außergewöhnlichen Einzelfällen zurücktreten können. Solche Ausnahmen 

müssen sachlich und unter Berücksichtigung der besonderen Umstände des Einzelfalls begründet 

werden. Im vorliegenden Fall setzt sich dieses Interesse besonders durch, da Photovoltaik-

Freiflächenanlagen grundsätzlich reversibel sind und die Zulässigkeit im Geltungsbereich zeitlich begrenzt 

ist. Das Oberverwaltungsgericht Greifswald hat in seinem Urteil vom 07.02.2023 (Az. 5 K 171/22) genau 

diesen Vorrang der Erneuerbaren Energien bestätigt. 

Die geplante Nutzung im Änderungsbereich als Photovoltaik-Freiflächenanlage steht einer langfristigen 

Sicherung des ausgewiesenen Bereiches für die landwirtschaftliche Bodennutzung nicht entgegen, da 

die Photovoltaik-Module lediglich mittels Rammpfosten montiert werden und die Bodenversiegelung 

somit minimal gehalten wird. Nach einer dauerhaften Außerbetriebnahme erfolgt ein vollständiger 

Rückbau der Photovoltaikanlage und die Fläche kann der ursprünglichen Nutzung zugeführt werden, was 

die landwirtschaftliche Nutzung ermöglicht. 
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Somit stehen der 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark 

Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln keine Ziele und Grundsätze der Raumordnung entgegen. 

5.3 sonstige Planungen 

5.3.1 Thüringer Klimagesetz (2018) 

Als erstes der neuen Bundesländer hat Thüringen bereits am 14.12.2018 mit Beschluss des Landtages 

ein Klimagesetz (ThürKlimaG) mit einem konkreten Rahmen für klimafreundliches Handeln und 

verbindliche Treibhausgasminderungsziele sowie Anforderungen an die zukünftige Energieversorgung 

im Freistaat verabschiedet. Der Ausstoß von Treibhausgasen ist bis 2050 schrittweise, um bis zu 95 % 

im Vergleich zum Jahr 1990 zu senken. Thüringen soll bis zum Jahr 2040 seinen Energiebedarf 

vollständig in der Gesamtenergiebilanz durch einen Mix aus Erneuerbaren Energien decken2.  

Um diese Zielwerte zu erreichen, muss der Photovoltaik-Ausbau über die Konversionsflächen 

hinausgehen und auch die landwirtschaftlichen Flächen im Außenbereich einbeziehen. 

5.3.2 Flurbereinigungsverfahren 

Das Thüringer Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation (TLBG) führt als zuständige 

Flurbereinigungsbehörde derzeit das Flurbereinigungsverfahren Zschernitzsch (Az.: 2-2-0306) durch. 

Nach § 188 Abs. 1 BauGB ist die Gemeinde verpflichtet, ihre Bauleitplanung rechtzeitig an die 

Erfordernisse der Flurbereinigung anzupassen, soweit die Flurbereinigung auf die bauliche Entwicklung 

des Gemeindegebietes wirkt. Eine unmittelbare Rechtsfolge des Flurbereinigungsverfahrens für den 

Bestand der Bauleitplanung besteht nicht; vielmehr sind Bauleitplanänderungen rechtzeitig mit der 

Flurbereinigungsbehörde abzustimmen (§ 188 Abs. 2 BauGB). 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark Zschernitzsch“ wird auf 

Grundlage des zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses rechtswirksamen Liegenschaftskatasters 

festgelegt. Die Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erfolgen unabhängig vom 

künftigen Flurstückszuschnitt im Rahmen der Flurbereinigung. 

6 INHALTE DER 13. ÄNDERUNG FLÄCHENNUTZUNGSPLAN „SONDERGEBIET PHOTOVOLTAIK 
- SOLARPARK ZSCHERNITZSCH“ DER STADT SCHMÖLLN 

6.1 Bauflächen 

Die Stadt Schmölln besitzt einen rechtswirksamen Flächennutzungsplan mit dem Stand von 2014. Der 

Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark Weißbach“ ist im 

Flächennutzungsplan als Fläche für Landwirtschaft und für die Forstwirtschaft – Wald dargestellt und 

grenzt unmittelbar an bestehende Waldflächen sowie landwirtschaftliche Flächen (vgl. Abbildung 4).  

  

 

2 Gemeinsam für gutes Klima - Das Thüringer Klimagesetz. https://umwelt.thueringen.de/themen/klima/klimagesetz aufgerufen am 29.05.2020 
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Flächen für die Landwirtschaft und für die Forstwirtschaft – Wald (§ 5 Abs. 2 Nr. 9 BauGB) 

  Flächen für die Landwirtschaft 

  Flächen für die Forstwirtschaft/Wald 

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des 

Wasserabflusses (§ 5 Abs. 2 Nr. 7 und Abs. 4 BauGB) 

Umgrenzung von Flächen mit wasserrechtlichen Festsetzungen 

 Zweckbestimmung: Schutzgebiet für Grund- und Quellwassergewinnung, 

Trinkwasserschutzzone 

 Vermerk: Diese Darstellung beinhaltet bei gleicher Lage sowohl die festgesetzten 

Flächen als auch die schutzbedürftigen Wasserschutzgebiete 

Abbildung 4: Auszug aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Schmölln mit Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes „Solarpark Zschernitzsch“ in schwarz 

Die 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark Zschernitzsch“ der Stadt 

Schmölln erfolgt im Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB und sieht eine Darstellung der aktuellen 

Fläche für Landwirtschaft zum größeren Teil als Sonderbaufläche mit Zweckbestimmung „Errichtung und 

Betrieb einer Photovoltaik-Freiflächenanlage“ vor (vgl. Abbildung 5). Aus dieser Darstellung des 

Flächennutzungsplanes kann im Parallelverfahren eine Festsetzung des Sonstigen Sondergebietes mit 
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Zweckbestimmung „Errichtung und Betrieb einer Photovoltaik-Freiflächenanlage“ im vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan „Solarpark Zschernitzsch“ zur Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage entwickelt 

werden. 

Nach Ende der Nutzung der Photovoltaik-Freiflächenanlage werden alle baulichen Anlagen zurückgebaut, 

als Folgenutzung gilt wieder die ursprüngliche Fläche für Landwirtschaft. 

Abbildung 5: Geplante . 13. Änderung Flächennutzungsplan der Stadt Schmölln im Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Solarpark 

Weißbach“ (Quelle: Vorentwurf Sonnenschein eG) 

Planzeichenerklärung 

Darstellungen gemäß der 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark 

Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln 

Art der baulichen Nutzung (§ 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO) 

 Sonderbaufläche,  

  Sondergebiet "Photovoltaik-Freiflächenanlage" 
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Flächen für den überörtlichen Verkehr und die örtlichen Hauptverkehrszüge (§ 5 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 

4 BauGB) 

Straßenverkehr 

 sonstige überörtliche und örtliche Hauptverkehrsstraßen 

 Radweg 

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des 

Wasserabflusses (§ 5 Abs. 2 Nr. 7 und Abs. 4 BauGB) 

 Umgrenzung der Flächen mit wasserrechtlichen Festsetzungen mit der 

Zweckbestimmung: Grund- und Quellwassergewinnung, Trinkwasserschutzzone III 

Hinweis: Diese Darstellung beinhaltet bei gleicher Lage sowohl die festgesetzten als auch 

die schutzbedürftigen Wasserschutzgebiete. 

Flächen für die Landwirtschaft und Wald (§ 5 Abs. 2 Nr. 9 und Abs. 4 BauGB) 

Flächen für die Landwirtschaft 

 Flächen für Landwirtschaft 

 Flächen für Wald 

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 5 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 4 BauGB) 

 Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 

von Natur und Landschaft 

6.2 Waldflächen 

Waldflächen sind von der Änderungsplanung nicht betroffen.  

6.3 Wasserschutzflächen 

Der Änderungsbereich liegt außerhalb von Heilquellenschutzgebieten und Überschwemmungsgebieten. 

Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark Zschernitzsch“ befindet sich 

teilweise in der festgesetzten Fläche und vorrangig in der geplanten Flächenerweiterung des 

Wasserschutzgebietes Nr. 280 „WSG Nitzschkaer Brücke“ Zone III. 
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7 ERSCHLIEßUNG 

7.1 Verkehrserschließung 

Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark Zschernitzsch“ wird ausgehend 

von der Gemeindestraße „An der Klinge“ über einen im Rahmen des anhängigen 

Flurbereinigungsverfahrens neu anzulegenden Flurweg verkehrlich erschlossen. Die Erschließung erfolgt 

an der nordöstlichen Grenze des Änderungsbereiches in der Flur 2 der Gemarkung Zschernitzsch.  

Somit ist die verkehrstechnische Erschließung des Plangebietes bereits im Bestand gegeben und bedarf 

keiner gesonderten rechtlichen Sicherung. 

Die Erschließungswege dienen während der Bauphase zur Ein- und Ausfahrt der Bau- und 

Lieferfahrzeuge bzw. nach Inbetriebnahme der Freiflächen-Photovoltaikanlage als Zufahrt für 

Wartungsfahrzeuge sowie für die Feuerwehr. 

7.2 Trinkwasserversorgung, Abwasser- und Abfallbeseitigung 

Für das geplante Vorhaben ist keine Trinkwasser- und Brauchwasserversorgung erforderlich. 

Schmutzwasser sowie Abfall fallen durch den Betrieb der Photovoltaik-Freiflächenanlage nicht an. In der 

Bauphase bzw. bei größeren Wartungsarbeiten werden in ausreichendem Umfang Mobiltoiletten 

bereitgestellt. Eine Versorgung mit Energie ist ebenfalls nicht erforderlich. 

7.3 Niederschlagswasser 

Das im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark Zschernitzsch“ anfallende 

unbelastete Niederschlagswasser ist grundsätzlich am Ort seines Anfalls beziehungsweise im unmittelbar 

angrenzenden Bereich der Photovoltaik-Module sowie der Trafostationen und Batteriespeicher über die 

belebte Bodenzone zur Versickerung zu bringen. 

Durch die Errichtung der Photovoltaik-Freiflächenanlage kommt es lediglich zu einer sehr geringen 

Versiegelung der Fläche. Die Gründung der Modultische erfolgt mittels Rammpfosten ohne 

Einbetonierung. Die einzelnen Photovoltaik-Module werden auf Modultischen befestigt und in Reihen 

angeordnet, sodass die natürliche Versickerungsfähigkeit des Bodens weitgehend erhalten bleibt. 

Das auf den Modulflächen anfallende Niederschlagswasser läuft an der unteren Modulkante sowie seitlich 

ab und versickert unmittelbar im Untergrund. Aufgrund der durchgehenden Unterpflanzung unterhalb 

der Photovoltaik-Module wird das abfließende Niederschlagswasser rasch und vollständig am Ort des 

Anfalls vom Boden aufgenommen. Eine bewertungsrelevante Veränderung der Grundwasserneubildung 

ist daher nicht zu erwarten. 

Eine Verstärkung des oberflächigen Abflusses von Niederschlagswasser ist nicht zu erwarten. 

Die Herstellung einer technischen Regenwasserableitung ist folglich nicht erforderlich. 
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7.4 Stromversorgung und Netzeinspeisung 

Der durch die geplante Photovoltaik-Freiflächenanlage produzierte Strom kann das öffentliche Netz 

eingespeist werden. Der mögliche Einspeisepunkt befindet sich im näheren Umfeld des Plangebietes des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark Zschernitzsch“. 

7.5 Löschwasserversorgung 

Die Photovoltaik-Module bestehen aus weitgehend nicht brennbaren Materialien, so dass hier keine bzw. 

sehr geringe Brandgefahr besteht, dasselbe gilt für die geplanten Batteriespeicher-Anlagen, 

Wechselrichter und Trafostationen. Für den allgemeinen Brandschutz gelten die Anforderungen und 

Regeln für Einsätze an elektrischen Anlagen. 

Da die geplante Photovoltaik-Freiflächenanlage im westlichen Änderungsbereich weitläufig an Wald 

grenzt, wird auf der Ebene des Bebauungsplanes zur Vorbeugung des Waldbrandes die Baugrenze für 

das Sonstige Sondergebiet mit einem mindestens 10 m Abstand von der Flurstücksgrenze festgesetzt. 

Der Brandschutz einschließlich der Versorgung mit Löschmitteln wird im nachgelagerten 

Gestattungsverfahren gesichert. Die Anlage von Zufahrten, Wendekreise und Stellflächen für die 

Feuerwehr erfolgt gemäß DIN 14090: Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken. 

7.6 Versorgungsflächen 

Die Errichtung der Photovoltaik-Module bedingt die Verlegung von innerhalb des Plangebietes teilweise 

oberirdisch und teilweise unterirdisch verlegten Erdkabeln, deren Lage in Abhängigkeit zur Anordnung 

der Photovoltaik-Module und der im Plangebiet vorgesehenen Energie-Speicher steht. 

8 UMWELTBERICHT 

8.1 Vorbemerkung  

In der Stadt Schmölln Ortsteil Zschernitzsch soll für die Errichtung und den Betrieb einer Photovoltaik-

Freiflächenanlage eine landwirtschaftliche Fläche in ein Sonstiges Sondergebiet geändert werden.  

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark Zschernitzsch“ mit einer 

Flächengröße von ca. 25,8 ha befindet sich im Landkreis Altenburger Land, südlich außerhalb der 

Ortslage Zschernitzsch und umfasst in der Flur 2 der Gemarkung Zschernitzsch Teile der Flurstücke 34, 

35/12, 62, 63, 64, 65, 66, 67, 68, 69 und 70. Zur Erschließung dienen die Flurstücke 62 an seiner 

nordöstlichen Flurgrenze und 35/12 an seiner nördlichen Flurgrenze in der Flur 2 der Gemarkung 

Zschernitzsch ausgehend von der Gemeindestraße „An der Klinge“ auf dem Flurstück 35/11 in der Flur 

2 der Gemarkung Zschernitzsch. 

Im vorliegenden Umweltbericht werden die Auswirkungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes auf 

die Schutzgüter Boden und Fläche, Wasser, Klima und Luft (mit Klimaschutz und Klimaanpassung), Tiere 

und Pflanzen sowie biologische Vielfalt, Landschaftsbild, Mensch und seine Gesundheit sowie die 

Bevölkerung (Immissionsschutz und Erholung) und Kultur- und Sachgüter dargestellt und die 

voraussichtlichen Wechselwirkungen und Umweltrisiken beschrieben. 
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Schutzgut Bedeutung des Gebietes Erheblichkeit der Auswirkung 

Boden mittel gering 

Fläche mittel gering 

Wasser mittel gering 

Luft und Klima, Klimaschutz und 

Klimaanpassung 

gering gering 

Tiere und Pflanzen sowie 

biologische Vielfalt 

gering gering 

Landschaftsbild gering mittel 

Mensch und seine Gesundheit 

sowie die Bevölkerung 

gering gering 

Kultur- und sonstige Sachgüter keine gering 

Tabelle 1: Auswirkungen auf die Schutzgüter 

Die Änderung einer landwirtschaftlichen Fläche in eine Sonderbaufläche für die Errichtung und den 

Betrieb einer Photovoltaik-Freiflächenanlage stellt keinen erheblichen Eingriff auf die Schutzgüter Boden, 

Fläche, Wasser, Klima und Luft, Mensch sowie Kultur- und Sachgüter dar. Es ist mit mittleren 

Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild zu rechnen.  

Die Sonderbaufläche bietet die Möglichkeit, große Photovoltaik-Freiflächenanlagen umzusetzen und 

gleichzeitig Böden für die landwirtschaftliche Produktion zu erhalten. 

Im Änderungsbereich kommen keine besonders geschützten Pflanzen vor. Für alle besonders 

geschützten Tierarten können die Verbotstatbestände des BNatSchG vermieden werden. Für einige Arten 

sind Vermeidungs- und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen erforderlich, welche auf Ebene der 

verbindlichen Bauleitplanung geregelt werden. 

Durch die 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark Zschernitzsch“ der 

Stadt Schmölln wird Baurecht lediglich vorbereitet. Ein auszugleichender Eingriff entsteht demnach nicht. 

Die Kompensation von Eingriffen erfolgt auf Ebene des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark 

Zschernitzsch“ 

8.2 Einleitung 

Im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens ist für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 

und § 1a eine Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB durchzuführen. 

Dabei sind die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu ermitteln. Das Ergebnis der 

Umweltprüfung wird in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet. 

Der Umweltbericht wird nach der Anlage 1 BauGB erstellt und bildet einen gesonderten Teil der 

Begründung. 
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Die Gemeinde legt für jeden Bauleitplan fest, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung 

der Belange für die Abwägung erforderlich ist. Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach 

gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und 

Detaillierungsgrad des Bauleitplanes in angemessener Weise verlangt werden kann. Das Ergebnis der 

Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichtigen. 

8.2.1 Inhalt und Ziel der Planung, Flächenbilanz  

Die 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark Zschernitzsch“ der Stadt 

Schmölln beinhaltet folgende Ziele/Darstellungen: 

 Die bisher als landwirtschaftliche Fläche dargestellte Fläche wird als Sonstiges Sondergebiet zur 

Errichtung und der Betrieb einer Photovoltaik-Freiflächenanlage dargestellt. 

 Die bisher als landwirtschaftliche Fläche dargestellte Fläche an der östlichen und südlichen 

Fläche des Änderungsbereiches wird als Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 

sonstigen Bepflanzungen dargestellt.  

 Eine bisher als landwirtschaftliche Fläche dargestellte Fläche wird im Änderungsbereich als 

Verbindung zwischen dem Sonstigen Sondergebiet und der gemeindlichen öffentlichen 

Verkehrsfläche als Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung dargestellt. 

 Die Fläche mit wasserrechtlichen Festsetzungen bleibt von der Änderung unberührt. 

Der Änderungsbereich der 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark 

Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln befindet sich innerhalb einer landwirtschaftlichen Fläche und ist 

weitgehend von landwirtschaftlichen und Waldflächen umgeben. Das Plangebiet ist topographisch 

homogen und wird aktuell als intensive Ackerfläche bewirtschaftet. Mittig quert die öffentliche 

Zuwegung den Änderungsbereich, die für die Verkehrserschließung des Plangebietes genutzt werden 

kann. 

Der Änderungsbereich ist durch folgende Nutzungen umgeben: 

im Norden und Süden durch landwirtschaftliche Flächen, 

im Osten und Westen durch forstwirtschaftliche Flächen. 

Die nächstgelegenen Wohnbebauungen befinden sich in den Ortschaften Zschernitzsch (ca. 0,5 km 

Entfernung nördliche Richtung), Taupadel und Schmölln (ca. 1,0 km Entfernung südöstliche bzw. 

südwestliche Richtung) und Nitzschka (ca. 1,6 km Entfernung südliche Richtung). Der Ortschaft 

Nitzschka ist eine Gewerbefläche in ca. 0,8 km Entfernung vorgelagert. 

Der Umgriff der 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark 

Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln umfasst eine Flächengröße von ca. 25,8 ha. 

8.2.2 Vorgaben, Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes und deren Berücksichtigung 

Im Folgenden werden die Vorgaben, Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes in tabellarischer Form 

dargestellt. Für jeden Eintrag wird erläutert, inwieweit dieser in der Planung berücksichtigt wurde, wobei 
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gegebenenfalls auf das jeweilige Schutzgut verwiesen wird. Sofern ein Thema durch die Planung nicht 

berührt wird, erfolgt eine kurze Begründung, warum dies der Fall ist. 

Vorgaben, Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes mit Bezug zur Bauleitplanung gemäß Fachgesetzen, 
Verordnungen, Richtlinien, technischen Regelwerken, Normen, übergeordneten Planungen (u.a. 
Landesentwicklungsprogramm, Regionalplan, Flächennutzungsplan) und Fachplanungen 
(z.B. Landschaftsentwicklungskonzept, Landschaftsplan, Arten- und Biotopschutzprogramm, 
Artenschutzkartierung); siehe Rechtsgrundlagen und Quellenverzeichnis 

Vorgabe, Ziel, 
Grundsatz 

Betroffen-
heit 

Begründung/Berücksichtigung 

Artenschutz ☒  Berücksichtigung: vgl. Kapitel 4.1 „Schutzgut Arten und Biotope, 
biologische Vielfalt“ und Kapitel 6.3 „Maßnahmen des Artenschutzes“ 

Artenschutzkartierung  ☒  Berücksichtigung: vgl. Kapitel 4.1 „Schutzgut Arten und Biotope, 
biologische Vielfalt“ und Kapitel 6.3 „Maßnahmen des Artenschutzes“ 

Biotopverbund ☒  Berücksichtigung: vgl. Kapitel 4.1 „Schutzgut Arten und Biotope, 
biologische Vielfalt“  

Vermeidung und 
Minimierung von 
Eingriffen in 
Naturhaushalt und 
Landschaftsbild, 
Verringerung der 
Umweltauswirkungen 

☒  Berücksichtigung: vgl. Kapitel 8.6 „Vermeidung und Minimierung“ 

Ausgleich von Eingriffen 
in Naturhaushalt und 
Landschaftsbild 

☐  Begründung: der FNP bereitet Baurecht vor, schafft jedoch kein Baurecht. 
Daher ist auf dieser Planungsebene kein Ausgleich erforderlich. Auf Ebene 
des vB-Plan muss der Eingriff ausgeglichen werden. 

Bodenschutz, Erhalt von 
Bodenfunktionen 

☒  Berücksichtigung: vgl. Kapitel 8.4.2 „Schutzgut Boden“ 

Flächensparen und 
Vermeidung von 
Zersiedelung 

☐  Begründung: die 12. FNP-Änderung ändert landwirtschaftliche Flächen in 
Sonderbauflächen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (u.a. 
Retentionsraum/Uferbereich). Aufgrund der geringfügigen 
Bodenversiegelungen sind erhebliche Beeinträchtigungen nicht zu 
erwarten. 

Hochwasserschutz und 
Schutz vor Gefahren 
durch 
Oberflächenwasser 

☒  Berücksichtigung: vgl. Kapitel 8.4.3 „Schutzgut Wasser“ 

Schutz von Trinkwasser 
und Grundwasser 

☐  Begründung: Änderungsbereich berührt keine wassersensiblen Bereiche, 
keine Veränderungen gegenüber der Darstellung als landwirtschaftliche 
Fläche. 

Klimaschutz und 
Anpassung an den 
Klimawandel 

☒  Berücksichtigung: vgl. Kapitel 8.4.4 „Klima und Luft“ 

Vorbehaltsgebiet 
landwirtschaftliche 
Bodennutzung lb-16 
„„Thonhausen – 
Vollmershain – 
Jonaswalde – 
Wettelswalde – 
Schönhaide“ 

☒  Berücksichtigung: vgl. Kapitel 8.4.2 „Schutzgut Boden“ 

Schutz und Entwicklung 
des Landschaftsbildes 

☒  Berücksichtigung: vgl. Kapitel 8.4.5 „Schutzgut Landschaft“ 
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Vorgaben, Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes mit Bezug zur Bauleitplanung gemäß Fachgesetzen, 
Verordnungen, Richtlinien, technischen Regelwerken, Normen, übergeordneten Planungen (u.a. 
Landesentwicklungsprogramm, Regionalplan, Flächennutzungsplan) und Fachplanungen 
(z.B. Landschaftsentwicklungskonzept, Landschaftsplan, Arten- und Biotopschutzprogramm, 
Artenschutzkartierung); siehe Rechtsgrundlagen und Quellenverzeichnis 

Vorgabe, Ziel, 
Grundsatz 

Betroffen-
heit 

Begründung/Berücksichtigung 

Immissionsschutz ☐  Begründung: geplante Nutzung genauso verträglich mit angrenzenden 
Nutzungen wie landwirtschaftliche Fläche, keine zusätzlichen Einwirkungen 
durch Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlung und Geruch; keine 
Einwirkungen durch Schadstoffe 

Gebiete, in denen die in 
Rechtsakten der 
Europäischen Union 
festgelegten 
Umweltqualitätsnormen 
bereits überschritten 
sind 

☐  Begründung: geplante Nutzung genauso verträglich mit angrenzenden 
Nutzungen wie landwirtschaftliche Fläche, keine zusätzlichen Einwirkungen 
durch Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlung und Geruch; keine 
Einwirkungen durch Schadstoffe 

Altlasten ☐  Begründung: nicht vorhanden 

Schutzwald, Naturwald 
oder Wald mit 
Funktionen gemäß 
ThürWaldG 

☐  Begründung: Waldgebiete befinden sich außerhalb des 
Änderungsbereiches. Eine Beeinflussung dieser Gebiete durch die 
geplante Nutzung kann ausgeschlossen werden. 

Natura 2000-Gebiete 
(FFH-Gebiete, 
Vogelschutzgebiete) 

☐  Begründung: Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung sowie 
Naturschutzgebiete befinden sich außerhalb des Änderungsbereiches. Eine 
Beeinflussung dieser Gebiete durch die geplante Nutzung kann 
ausgeschlossen werden. 

Naturschutzgebiet ☐  Begründung: Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung sowie 
Naturschutzgebiete befinden sich außerhalb des Änderungsbereiches. Eine 
Beeinflussung dieser Gebiete durch die geplante Nutzung kann 
ausgeschlossen werden. 

Nationalpark ☐  Begründung: Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung sowie 
Naturschutzgebiete befinden sich außerhalb des Änderungsbereiches. Eine 
Beeinflussung dieser Gebiete durch die geplante Nutzung kann 
ausgeschlossen werden. 

Naturdenkmal ☐  Begründung: Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung sowie 
Naturschutzgebiete befinden sich außerhalb des Änderungsbereiches. Eine 
Beeinflussung dieser Gebiete durch die geplante Nutzung kann 
ausgeschlossen werden. 

Landschaftsschutzgebiet ☐  Begründung: Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung sowie 
Naturschutzgebiete befinden sich außerhalb des Änderungsbereiches. Eine 
Beeinflussung dieser Gebiete durch die geplante Nutzung kann 
ausgeschlossen werden. 

geschützter 
Landschaftsbestandteil 

☐  Begründung: Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung sowie 
Naturschutzgebiete befinden sich außerhalb des Änderungsbereiches. Eine 
Beeinflussung dieser Gebiete durch die geplante Nutzung kann 
ausgeschlossen werden. 

gesetzlich geschützte 
Biotope 

☐  Begründung: Die angrenzenden Biotope werden von der 
Änderungsplanung nicht berührt. 

Erhalt, Entwicklung und 
Vernetzung 
schutzwürdiger Biotope 

☒  Berücksichtigung: vgl. Kapitel 8.4.1 „Schutzgut Arten und Biotope, 
biologische Vielfalt“  
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Vorgaben, Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes mit Bezug zur Bauleitplanung gemäß Fachgesetzen, 
Verordnungen, Richtlinien, technischen Regelwerken, Normen, übergeordneten Planungen (u.a. 
Landesentwicklungsprogramm, Regionalplan, Flächennutzungsplan) und Fachplanungen 
(z.B. Landschaftsentwicklungskonzept, Landschaftsplan, Arten- und Biotopschutzprogramm, 
Artenschutzkartierung); siehe Rechtsgrundlagen und Quellenverzeichnis 

Vorgabe, Ziel, 
Grundsatz 

Betroffen-
heit 

Begründung/Berücksichtigung 

Erholung ☐  Begründung: Änderungsbereich hat keine Bedeutung als Teil der 
erlebbaren Landschaftskulisse für Naherholungssuchende  

Ökoflächenkataster ☐  Begründung: nicht vorhanden 

Denkmalschutz, 
Schutz des kulturellen 
Erbes 

☐  Begründung: Im Änderungsbereich ist keine kulturlandschaftliche 
Ausstattung gemäß § 2 Thüringer Gesetz zur Pflege und zum Schutz der 
Kulturdenkmale (ThürDSchG) oder sonstiger Sachgüter verzeichnet. 

Tabelle 2: Vorgaben, Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes 

8.3 Merkmale des Vorhabens mit Wirkung auf die Umwelt 

Im Folgenden werden die umweltrelevanten Faktoren des Vorhabens beschrieben, einschließlich der 

vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung oder Verringerung schädlicher Umweltauswirkungen. Es 

werden die Schutzgüter benannt, für die aufgrund der Beschaffenheit des Vorhabens potenziell 

erhebliche negative Auswirkungen auftreten könnten. 

Die Aussagen orientieren sich an der Planungsebene, an dem sich in Aufstellung befindlichen 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Solarpark Zschernitzsch“ sowie an den verfügbaren Informationen 

zum Vorhaben. Dabei werden insbesondere die Anforderungen aus Anlage 1 Nr. 2 b) Punkte cc) bis ff) 

sowie hh) BauGB berücksichtigt. 

8.3.1 Eingesetzte Stoffe und Techniken 

Mit der Realisierung des Vorhabens kommen ausschließlich bauliche und technische Anlagen zum 

Einsatz, die dem aktuellen Stand der Technik entsprechen und keine umweltgefährdenden Stoffe in 

relevanten Mengen erfordern. Der Einsatz von gefährlichen oder wassergefährdenden Stoffen ist weder 

im Bau- noch im Betriebszustand vorgesehen. Auch während der Betriebsphase sind keine regelmäßigen 

Stoffeinträge erforderlich; insbesondere werden keine Betriebsstoffe in umweltrelevanten Mengen 

eingesetzt. Flächenversiegelungen werden minimiert und der Eingriff in den Boden auf das technisch 

notwendige Maß beschränkt. Erforderliche bauliche Nebenanlagen werden in kompakter Bauweise 

errichtet. Der Einsatz schwerer Baumaschinen beschränkt sich auf die Bauphase und erfolgt unter 

Beachtung bodenschonender Bauweisen. Insgesamt ist festzustellen, dass durch die eingesetzten Stoffe 

und Techniken keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.  

8.3.2 Emissionen (Schadstoffe, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlung) 

Umweltverschmutzungen und Belästigungen können durch feste, flüssige oder gasförmige sowie durch 

energetische Emissionen hervorgerufen werden. Baubedingt ist mit Emissionen in Form von Lärm, 

Staubentwicklung und Erschütterungen zu rechnen, womöglich Geruchsbelästigungen durch die 

kraftstoffbetriebenen Baufahrzeuge. Es ist zu beachten, dass diese Beeinträchtigungen vorwiegend 

räumlich auf die Baustellenflächen bzw. deren nahgelegene Umgebung und zeitlich auf die Phase der 



13. Änderung Flächennutzungsplan  Vorentwurf 

„Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln Begründung 

 

27 

Umsetzung des Vorhabens begrenzt sind. Sonstige Emissionen wie Stoffeinträge in Gewässer und 

Böden, Abwärme oder Strahlungen fallen bei dem Vorhaben nicht an. 

8.3.3 Abfallerzeugung, -entsorgung und -verwertung 

Bei der Umsetzung des Vorhabens kann Abfall in eher geringem Umfang anfallen, insbesondere während 

der Bauphase. Typische Abfälle entstehen durch Verpackungsmaterialien, überschüssige Baumaterialien, 

Bodenaushub oder bei der Installation von Kabeln und Fundamenten. Diese Abfälle sind jedoch in der 

Regel überschaubar und können durch sorgfältige Planung und Umsetzung minimiert werden. Die 

Baustelleneinrichtungen werden nach der Errichtung der Anlagen vollständig zurückgebaut. Die 

anfallenden Abfälle werden ordnungsgemäß entsorgt. 

Der Einsatz wassergefährdender Stoffe ist im Zuge des Baustellenphase durch den Einsatz von 

Kraftstoffen und Ölen für die Baufahrzeuge notwendig. Die benötigte Menge solcher Stoffe wird bereits 

durch die technische Konstruktion der Fahrzeuge auf ein notwendiges Maß reduziert. Sorgsamer 

Umgang und eine nutzenorientierte Anwendung stellen sicher, dass ein Austreten wassergefährdender 

Stoffe verhindert wird. 

8.3.4 Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle und Katastrophen 

Nach § 19 der Störfall-Verordnung (12. BImSchV) muss der Betreiber (von Betriebsbereichen gemäß 

§ 3 Abs. 5a BImSchG) Störfälle und bestimmte Störungen des bestimmungsgemäßen Betriebes der 

zuständigen Behörde melden. Aus diesem Grund sind Aussagen und Maßnahmen zu Brandschutz und 

Explosionsschutz in den nachgelagerten Gestattungsverfahren notwendig. 

Grundsätzlich gilt: Ein Vorhaben kann als „sicher“ angesehen werden, wenn es nach den anerkannten 

Regeln der Technik geplant und entsprechend den gesetzlichen Vorgaben umgesetzt wird. (vgl. 

Peters/Balla/Hesselbarth, UVPG § 16 Rn. 38 m.w.N.).  

Vorsorge- und Notfallmaßnahmen beschränken sich auf die üblichen Maßnahmen zur Risikovorsorge auf 

Baustellen, z.B. Maßnahmen zu Vermeidung von Schäden durch auslaufende Kraft- und Schmierstoffe. 

Falls dadurch Auswirkungen auf die Umwelt entstehen könnten, sollen – soweit möglich – auch geplante 

Vorsorge- und Notfallmaßnahmen beschrieben werden. Ob und in welchem Umfang anzunehmende 

Unfall-Szenarien für ein konkretes Vorhaben berücksichtigt werden müssen, hängt von den fachlichen 

Gegebenheiten und den jeweils einschlägigen Vorschriften des Fachrechtes ab. 

8.3.5 Kumulierung von Umweltauswirkungen mit benachbarten Vorhaben 

Im räumlichen Umfeld des Änderungsbereiches sind derzeit keine weiteren konkreten oder in Aufstellung 

befindlichen Bauleitplanverfahren oder sonstigen Vorhaben bekannt, die in einem räumlichen und 

funktionalen Zusammenhang mit der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage stehen. 

Eine Überlagerung oder Verstärkung von Umweltauswirkungen durch kumulative Effekte mit 

benachbarten Projekten ist daher nicht zu erwarten. 

Die durch die Planung verursachten Auswirkungen auf die Schutzgüter gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 

sind ausschließlich vorhabenbezogen zu betrachten. Eine zusätzliche Belastung durch andere Planungen 

oder Projekte im Umfeld liegt nicht vor. 
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Kumulative Beeinträchtigungen, insbesondere im Hinblick auf Artenschutz, Landschaftsbild, Boden, 

Wasser, Klima oder Erholungsnutzung, können somit ausgeschlossen werden. 

8.4 Merkmale des Untersuchungsraumes (Schutzgüter), Bestandsaufnahme derzeitiger 

Umweltzustand (Basisszenario), Bewertung und Prognose der erheblichen Umweltauswirkungen bei 

Durchführung der Planung 

Im Folgenden wird der Änderungsbereich untergliedert nach den relevanten Schutzgütern gemäß § 1 

Abs. 6 Nr. 7 BauGB in seinem derzeitigen Zustand beschrieben und bewertet. Auf Grundlage dieser 

Bestandsaufnahme erfolgt anschließend eine Prognose zur Entwicklung des Umweltzustandes bei 

Durchführung der Planung. Dabei wird untersucht, wie der Untersuchungsraum beschaffen ist und in 

welcher Weise er auf die anlage-, bau- und betriebsbedingten Wirkfaktoren des Vorhabens reagiert. 

Die Tiefe und Detailgenauigkeit der Aussagen orientiert sich an der Planungsebene der 

Flächennutzungsplanung sowie an dem derzeitigen Konkretisierungsgrad des Vorhabens. Entsprechend 

werden die Umweltauswirkungen überschlägig, aber fachlich fundiert bewertet; detaillierte, standort- und 

maßnahmenbezogene Untersuchungen bleiben der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung 

vorbehalten. 

Abgrenzung des Untersuchungsraumes: 

Der Untersuchungsraum umfasst grundsätzlich den Änderungsbereich der 13. Änderung 

Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln.  

Für das Schutzgut Arten, Biotope und biologische Vielfalt wird der Untersuchungsraum über den 

Änderungsbereich hinaus auf die unmittelbar angrenzenden Flächen erweitert. Dies ist erforderlich, um 

potenzielle funktionale Zusammenhänge, Wechselwirkungen sowie mögliche Ausweich- und 

Vernetzungsfunktionen für Flora und Fauna sachgerecht berücksichtigen zu können. 

Abschichtung Untersuchungsumfang: 

Zur Vermeidung von Redundanzen und im Sinne der Abschichtung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB werden im 

Umweltbericht ausschließlich jene Schutzgüter vertieft betrachtet, die auf Grundlage der Vorgaben, Ziele 

und Grundsätze des Umweltschutzes sowie deren Berücksichtigung im Rahmen der Planung durch das 

Vorhaben voraussichtlich betroffen sind. 

Anlage-, bau- und betriebsbedingte Auswirkungen werden schutzgutbezogen in einer Gesamtschau 

betrachtet. Soweit relevante Wirkfaktoren erkennbar sind, werden diese beschrieben und hinsichtlich 

ihrer Erheblichkeit bewertet. Schutzgüter, bei denen aufgrund der Art des Vorhabens oder der 

bestehenden Standortbedingungen keine oder nur unerhebliche Umweltauswirkungen zu erwarten sind, 

werden entsprechend benannt und in ihrer Betroffenheit nachvollziehbar eingeordnet. 

8.4.1 Schutzgut Tiere und Pflanzen sowie biologische Vielfalt 

Für die Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen sind wichtige 

Merkmale die Naturnähe und die Artenvielfalt im Änderungsbereich und dessen räumlichen 

Zusammenhang. 
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Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes (Basisszenario) 

Die potentiell natürliche Vegetation des Untersuchungsgebietes entspricht einem typischen und 

Flattergras-Hainsimsen-Buchenwald im Wechsel, der im Änderungsbereich jedoch nicht vorkommt. Das 

Vorhaben betrifft überwiegend intensiv genutztes Ackerland, auf dem keine naturschutzfachlich 

höherwertigen Pflanzengesellschaften vorhanden sind. Intensives „Ackerland, Ackerwirtschaft“ ist der 

vorherrschende Biotop- und Nutzungstyp im Änderungsbereich, auf dem vorrangig Getreide, Raps usw. 

angebaut wird. Durch effizienten Einsatz von Dünger und landwirtschaftlichen technischen Geräten wird 

ein erfolgreicher Anbau gesichert. Eine durch intensiven Nährstoffeintrag überprägte Staudenflur wird 

hier als verarmte lebensraumtypische Artenausstattung kartiert. 

Die Flächen im Umfeld des Änderungsbereiches werden darüber hinaus ebenfalls überwiegend intensiv 

landwirtschaftlich genutzt. Es handelt sich meist um größere, zusammenhängende Ackerschläge, die 

vereinzelt von Gehölzbeständen (Laubwald, Hecken) gegliedert werden. 

Faunistisch wurden im Zeitraum März bis Juli 2025 33 Vogelarten im Änderungsbereich und 

unmittelbaren Umfeld nachgewiesen, darunter sechs Arten mit Schutzstatus.  

Für einen Großteil der Gehölze mit geeigneten Höhlungen, Rissen oder Strukturen in den nicht mit 

Photovoltaik-Modulen überbaute Flächen (Laubwald) kann ein Vorhandensein von Quartierstrukturen für 

regional bedeutsamen Fledermäusen nicht ausgeschlossen werden. Einer Nutzung des Plangebietes 

durch gehölzbewohnende Fledermausarten zur Nahrungssuche kann ebenfalls nicht ausgeschlossen 

werden. Von 17 planungsrelevanten Fledermäusen (Gefährdungsanalyse Thüringen 2021)3 mit 

besonderer artenschutzrechtlicher Bedeutung können im Plangebiet vier Arten nicht ausgeschlossen 

werden. Für Amphibien, Reptilien und sonstige Säugetiere liegen keine relevanten Nutzungsvorkommen 

im Änderungsbereich vor; vereinzelte Nachweise (Zauneidechse - Lacerta agilis) zeigen lediglich eine 

geringe lokale Bedeutung. 

Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens 

Die geplante Flächeninanspruchnahme für das Vorhaben betrifft primär artenarme Ackerflächen mit 

geringer naturschutzfachlicher Wertigkeit. Durch die Installation von Anlagen werden vorhandene 

Vegetationsstrukturen nicht vollständig entfernt. Bau-, anlage- und betriebsbedingte Wirkungen, wie 

temporäre Erschütterungen, Lärmimmissionen oder kurzzeitige Bodenaufgrabungen, können lokal zu 

Vergrämungen führen, erfüllen jedoch nach § 44 Abs. 1 BNatSchG keine Tatbestände von Tötung, 

Störung oder Schädigung relevanter Arten, sofern die vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen 

umgesetzt werden. 

Potenzielle Konflikte bestehen insbesondere für bodenbrütende Vogelarten wie die Feldlerche. Zur 

Minimierung von Beeinträchtigungen wird auf Ebene des Bebauungsplanes festgesetzt, dass 

Ackerflächen außerhalb der Brutzeit genutzt oder vor Beginn der Brutzeit entwertet werden. Weitere 

 

3 Gefährdungsanalyse der Roten Listen 2021 (Excel-Datei); Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz 
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artenschutzfachliche Vorsorgemaßnahmen umfassen eine ökologische Baubegleitung, die Einhaltung 

von Bauzeitenregelungen und baubegleitende Vergrämungsmaßnahmen. 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes 

Durch das Vorhaben ergeben sich gegenüber dem derzeitigen Zustand überwiegend positive Effekte für 

die biologische Vielfalt. Zwischen und unter den Anlagenflächen wird extensives Grünland angelegt, 

wodurch neue Lebensräume für Pflanzen und Tiere geschaffen werden. Ergänzende Strukturen wie 

dreireihige Feldhecken erhöhen die Habitatvielfalt und fördern die Vernetzung angrenzender Biotope. Die 

Vermeidung von Düngung und Pflanzenschutzmitteln trägt zu einer naturnäheren Boden- und 

Vegetationsentwicklung bei. 

Die angrenzenden, naturnahen Biotope bleiben unberührt. Insgesamt kann prognostiziert werden, dass 

sich die naturschutzfachliche Wertigkeit des Änderungsbereiches durch die Umsetzung des Vorhabens 

verbessert, die Lebensraumfunktion erhalten bleibt und keine erheblichen Beeinträchtigungen auf die 

regionale Artenvielfalt zu erwarten sind. 

8.4.2 Schutzgut Boden 

Wichtige Merkmale für die Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Boden sind 

Retentionsvermögen, Rückhaltevermögen, Filter-, Puffer- und Transformatorfunktion, Ertragsfähigkeit, 

Lebensraumfunktion und seine Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte sowie die 

Veränderung der organischen Substanz, Bodenerosion, Bodenverdichtung und die Bodenversiegelung. 

Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes (Basisszenario) 

Der Änderungsbereich ist derzeit überwiegend durch eine intensive konventionelle ackerbauliche 

Nutzung geprägt. Die Böden sind infolge regelmäßiger Bodenbearbeitung, des Befahrens mit schweren 

landwirtschaftlichen Maschinen sowie des wiederkehrenden Umbruches anthropogen überprägt. 

Bodengefüge und -aufbau sind dadurch in ihrer natürlichen Ausprägung gestört. Eine dauerhafte 

Vegetationsdecke ist nicht vorhanden. 

Aufgrund der topographischen Situation mit Höhenlagen zwischen etwa 230 m ü. NHN und 260 m ü. 

NHN besteht insbesondere bei Starkniederschlagsereignissen eine erhöhte Anfälligkeit gegenüber 

Bodenerosion. Diese Erosionsgefährdung wird durch die fehlende ganzjährige Bodenbedeckung 

begünstigt. 

Nach der Bodenübersichtskarte des Freistaates Thüringen ist das Untersuchungsgebiet der 

Bodenlandschaft der „Becken und Lößhügelländer“ zuzuordnen. Als Leitbodenform werden sandige bis 

lehmige Substrate aus Sedimenten des Unteren Buntsandsteins beschrieben. Gemäß dem 

Liegenschaftskataster Thüringen dominieren stark lehmige Sande, ergänzt durch lehmige Sande und 

sandige Lehme. Insgesamt ist von lehmigem Sand als vorherrschender Bodenart auszugehen. 

Die Böden weisen überwiegend einen unausgeglichenen Wasserhaushalt mit zeitweiser 

Austrocknungstendenz im Oberboden auf, teilweise bestehen stauende Horizonte im Untergrund. Die 

Bodenzahl liegt im Durchschnitt bei etwa 49 und kennzeichnet eine mittlere landwirtschaftliche 

Ertragsfähigkeit. 
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Die Bewertung der natürlichen Bodenfunktionen ergibt für den Gesamtfunktionserfüllungsgrad 

überwiegend geringe bis mittlere Werte. Das Wasserspeichervermögen sowie der Nitratrückhalt werden 

überwiegend als gering bis mittel eingestuft, während die Funktion als Lebensraum für Pflanzen und das 

Ertragspotenzial überwiegend mittlere Ausprägungen erreichen. Böden mit besonderer Schutzwürdigkeit 

oder herausragender Funktionserfüllung sind im Änderungsbereich nicht vorhanden. 

Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens 

Mit der Änderung des Flächennutzungsplanes wird eine Nutzungsumstellung von intensiver 

Ackernutzung zu einer extensiveren, überwiegend grünlandgeprägten Nutzung vorbereitet. Eine 

vollständige oder flächendeckende Versiegelung des Bodens ist mit dem Vorhaben nicht verbunden. Die 

Inanspruchnahme des Bodens erfolgt punktuell und ist grundsätzlich reversibel. 

Während der Bauphase können vorübergehende Beeinträchtigungen des Bodens durch Befahrung, 

Bodenverdichtung sowie durch kurzzeitige Aufgrabungen im Zusammenhang mit der Verlegung von 

Leitungen auftreten. Diese Wirkungen sind zeitlich begrenzt und können durch bodenschonende 

Bauweisen sowie eine fachliche Begleitung wirksam minimiert werden. Dauerhafte Schädigungen des 

Bodens sind nicht zu erwarten. 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes 

Im Betriebszustand ist aufgrund der dauerhaften Begrünung von einer Reduzierung der 

Erosionsanfälligkeit gegenüber dem derzeitigen Basisszenario auszugehen. Die Aufgabe der intensiven 

Ackernutzung führt zu einer Verringerung mechanischer Bodenbelastungen sowie zu einer Verbesserung 

der Bodenstruktur. Gleichzeitig reduziert sich der Eintrag von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln, 

was positive Wirkungen auf die Bodenfunktionen und in Wechselwirkung auch auf das Schutzgut Wasser 

erwarten lässt. 

Die landwirtschaftliche Nutzung wird nicht dauerhaft aufgegeben, sondern in eine extensive 

Bewirtschaftungsform überführt. Die großräumige Verfügbarkeit landwirtschaftlicher Nutzflächen bleibt 

erhalten, und die Bewirtschaftbarkeit der angrenzenden Flächen wird durch die Planung nicht wesentlich 

eingeschränkt. Der Rückbau der Anlagen nach Aufgabe der Nutzung ist vorgesehen, so dass keine 

dauerhaften Nutzungshindernisse verbleiben. 

Insgesamt ist festzustellen, dass das Vorhaben unter Berücksichtigung der vorgesehenen Vermeidungs- 

und Ausgleichsmaßnahmen keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 

erwarten lässt. Vielmehr sind gegenüber dem derzeitigen Umweltzustand langfristig positive 

Entwicklungstendenzen durch eine extensivere Nutzung, eine Stabilisierung der Bodenfunktionen sowie 

eine Verbesserung des Naturhaushaltes zu prognostizieren. 

8.4.3 Schutzgut Wasser 

Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes (Basisszenario) 

Der Änderungsbereich liegt hydrogeologisch innerhalb eines silikatischen Kluftgrundwasserleiters. Die 

Grundwasserführung erfolgt überwiegend entlang von Klüften, Spalten und tektonischen Trennflächen 

im Festgestein. Der Gesteinskörper selbst weist nur eine geringe Porosität auf. Die 

Grundwasserneubildung erfolgt im Wesentlichen durch die Versickerung von Niederschlagswasser über 
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die oberflächennahen Bodenhorizonte. Aufgrund der kluftdominierten Durchlässigkeit ist von einer 

geringen bis mäßigen Grundwasserergiebigkeit auszugehen. Die Grundwasserverhältnisse sind 

kleinräumig heterogen und unterliegen saisonalen Schwankungen in Abhängigkeit vom 

Niederschlagsgeschehen. 

Der Änderungsbereich liegt außerhalb festgesetzter Überschwemmungsgebiete. Er befindet sich jedoch 

innerhalb der geplanten Erweiterungsfläche des Wasserschutzgebietes Nr. 280 „Nitzschkaer Brücke“, 

Schutzzone III. In dieser Zone kommt dem vorsorgenden Schutz des Grundwassers eine besondere 

Bedeutung zu, da sie der langfristigen Sicherung der Wasserqualität im Einzugsgebiet der 

Wassergewinnungsanlage dient. 

Der natürliche Schutz des Grundwassers gegenüber flächig eindringenden Schadstoffen ist als gering 

bis mäßig einzustufen. Die Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung wird aufgrund der geologischen 

Verhältnisse als eingeschränkt bewertet. 

Westlich des Änderungsbereiches verläuft in einem Abstand von mindestens 100 m das Fließgewässer 

Köthelbach, welches in die Sprotte mündet. Der Änderungsbereich gehört damit zum Grundwasserkörper 

der Sprotte. 

Aufgrund der bisherigen intensiven landwirtschaftlichen Nutzung (Ackerbau) bestehen Vorbelastungen 

des Schutzgutes Grundwasser, insbesondere durch den Einsatz von Düngemitteln und 

Pflanzenschutzmitteln. Zwischen den Schutzgütern Boden und Grundwasser bestehen enge funktionale 

Wechselwirkungen, insbesondere hinsichtlich Retentionsvermögen, Filter- und Pufferfunktion sowie 

Grundwasserneubildung. 

Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens 

Mit der Flächennutzungsplan-Änderung wird die bauplanungsrechtliche Voraussetzung für die 

Entwicklung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage innerhalb der geplanten Schutzzone III des 

Wasserschutzgebietes Nr. 280 „Nitzschkaer Brücke“ geschaffen. Vor diesem Hintergrund ist eine 

besondere wasserrechtliche Vorsorge erforderlich. 

Vereinbarkeit mit der Schutzzone III 

In der Schutzzone III sind Nutzungen grundsätzlich zulässig, sofern: 

 keine Gefährdung der Grundwasserbeschaffenheit zu erwarten ist, 

 keine wassergefährdenden Stoffe dauerhaft in den Untergrund eingebracht werden, 

 die natürliche Grundwasserneubildung nicht wesentlich beeinträchtigt wird. 

Diese Voraussetzungen sind vorliegend erfüllt: 

 Eine flächenhafte Versiegelung ist nicht vorgesehen. 

 Niederschlagswasser versickert weiterhin flächig über die bewachsene Bodenoberfläche. 

 Die Gründung der Module erfolgt voraussichtlich mittels Rammpfosten ohne Bodenaushub. 

 Tiefgreifende Eingriffe in den Grundwasserleiter sind nicht erforderlich. 
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 Es werden keine wassergefährdenden Stoffe dauerhaft in den Untergrund eingebracht. 

 Baubedingte Risiken sind zeitlich begrenzt und im Genehmigungsverfahren durch geeignete 

Schutzauflagen steuerbar. 

Eine erhebliche Reduzierung der Grundwasserneubildung oder eine Veränderung des 

Grundwasserregimes ist nicht zu erwarten. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Eine flächenhafte Versiegelung ist nicht vorgesehen. Die Photovoltaik-Module führen nicht zu einer 

dauerhaften Abdichtung des Bodens. Niederschlagswasser wird weiterhin dem natürlichen 

Wasserkreislauf zugeführt und versickert über die bewachsene Bodenoberfläche. Eine erhebliche 

Reduzierung der Grundwasserneubildung ist nicht zu erwarten. 

Die Gründung der Modulreihen erfolgt voraussichtlich mittels Rammpfosten. Diese werden ohne 

Bodenaushub durch Materialverdrängung eingebracht. Tiefgreifende Eingriffe in den Grundwasserleiter 

sind nicht erforderlich. Eine relevante Beeinträchtigung der kluftgebundenen Grundwasserführung ist 

nicht zu erwarten. 

Stoffliche Risiken 

Nach derzeitigem Kenntnisstand besteht bei ordnungsgemäßem Betrieb keine relevante Gefahr 

stofflicher Austräge aus Photovoltaik-Modulen. Auch bei Verwendung verzinkter Stahlprofile ist unter 

Berücksichtigung der hydrogeologischen Standortverhältnisse keine relevante Gefährdung der 

Grundwasserbeschaffenheit zu prognostizieren. 

Baubedingte Auswirkungen 

Temporäre Bodenverdichtungen oder potenzielle Einträge wassergefährdender Stoffe können während 

der Bauphase auftreten. Aufgrund der Lage in der Schutzzone III sind im nachgelagerten 

Genehmigungsverfahren besondere Schutzmaßnahmen vorzusehen. Bei ordnungsgemäßer Umsetzung 

sind nachhaltige Beeinträchtigungen nicht zu erwarten. 

Niederschlagswasser 

Auf der Fläche fällt ausschließlich nicht schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser an. Eine 

Behandlung ist nicht erforderlich. Das Wasser versickert flächig und durchläuft dabei die natürliche Filter- 

und Reinigungsfunktion des Bodens. Eine relevante Veränderung des Abflussregimes ist nicht zu 

erwarten. 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes 

Mit Aufgabe der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung entfallen regelmäßige Bodenbearbeitung sowie 

der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln. Dies führt mittel- bis langfristig zu einer Verbesserung 

der Bodenstruktur sowie der Filter- und Pufferfunktion des Bodens. In der Folge ist eine Stabilisierung 

bzw. Verbesserung der Grundwasserqualität zu erwarten. 

Gerade im Hinblick auf die Lage innerhalb der geplanten Schutzzone III ist dies als positiv zu bewerten, 

da potenzielle diffuse Stoffeinträge aus der landwirtschaftlichen Nutzung reduziert werden. Die natürliche 
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Grundwasserneubildung bleibt erhalten. Unter Berücksichtigung der standortbezogenen 

hydrogeologischen Verhältnisse sowie der Schutzgebietsanforderungen ist davon auszugehen, dass die 

Planung mit den Schutzzielen der Schutzzone III des Wasserschutzgebietes Nr. 280 „Nitzschkaer Brücke“ 

vereinbar ist. 

Die Versickerungsleistung bleibt im Wesentlichen erhalten, so dass die natürliche 

Grundwasserneubildung weiterhin gewährleistet ist. Eine Beeinträchtigung des Grundwasserregimes 

oder der grundwasserführenden Klüfte ist nicht prognostizierbar. 

Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Grundwasser sind daher nicht zu erwarten. 

8.4.4 Schutzgut Klima und Luft 

Für die Beurteilung des Schutzgutes Klima sind insbesondere die lufthygienische und klimatische 

Ausgleichsfunktion der Flächen maßgeblich. Die lufthygienische Ausgleichsfunktion beschreibt die 

Fähigkeit der Fläche, Staubpartikel zu binden und Immissionen zu mindern, etwa durch Gehölzbestände 

oder Waldflächen. Die klimatische Ausgleichsfunktion umfasst die Rolle der Fläche für die Produktion 

und den Abfluss von Kalt- und Frischluft. 

Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes (Basisszenario) 

Der Änderungsbereich ist kulturlandschaftlich ohne landschaftsprägende Erhebung und weist nur eine 

eingeschränkte Bedeutung für Kalt- und Frischluftproduktion auf. Die lokalklimatischen und 

lufthygienischen Verhältnisse des Änderungsbereiches werden durch seine Lage in der freien Landschaft 

und die Vegetationsbedeckung bestimmt. Bezüglich der klimatischen Ausgleichsfunktion ist die offene 

Ackerlandschaft im Änderungsbereich für die Entstehung von Kaltluft von Bedeutung. Gemäß der 

Klimabewertungskarte (REKIS 2019) umfasst das Änderungsbereich Kaltluftentstehungsflächen mit 

Belüftungspotential. 

Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens 

Gegenstand der Planung ist die Erzeugung von elektrischem Strom aus solarer Strahlung. Damit werden 

fossile Energieträger substituiert, was dem Klima unmittelbar zugutekommt. Der Betrieb von Freiflächen-

Photovoltaikanlage erfolgt ohne Emissionen von Luftschadstoffen. Mikroklimatische Veränderungen 

(sog. Wärmeinsel-Effekt) sind Studien vergleichbarer Anlagen zufolge auf die Anlage selbst beschränkt 

und entfalten keine weitreichende Wirkung über den Änderungsbereich hinaus. Daher sind keine 

nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut zu erwarten. Die Umsetzung des Vorhabens führt nicht zu 

einer erheblichen Reduktion der lufthygienischen Ausgleichsfunktion, da großflächige Wälder oder 

andere klimatisch relevante Vegetation im Änderungsbereich nicht vorhanden sind. Die klimatische 

Wirkung auf Kalt- und Frischluftabfluss ist aufgrund der Geländestruktur, des Geländemodells und der 

vorhandenen Vegetation ebenfalls gering. 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes 

Durch die geplanten Vermeidungsmaßnahmen auf Ebene des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

„Solarpark Zschernitzsch“, insbesondere die Neuanlage von extensiv bewirtschaftetem Grünland 

zwischen und unter den Photovoltaik-Modulen sowie die Anlage dreireihiger Feldhecken, werden die 

lufthygienische und klimatische Ausgleichsfunktion nur geringfügig verändert oder teilweise verbessert. 
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Die Grünlandflächen fördern die Bodenbedeckung und tragen zur lokalen Staubbindung bei. Die 

Heckenstrukturen gliedern die Fläche zusätzlich und können lokal die Windwirkung und Mikroklimaeffekte 

positiv beeinflussen. 

Insgesamt ist die Wirkung des Vorhabens auf das Schutzgut Klima und Luft gering bis mäßig. Aufgrund 

der bereits anthropogen geprägten Landschaft und der vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen sind keine 

erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die klimatische oder lufthygienische Funktion der Flächen zu 

erwarten. 

8.4.5 Schutzgut Landschaft 

Für die Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Landschaft sind wichtige 

Merkmale die Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft. 

Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes (Basisszenario) 

Gemäß dem Regionalplan Nordthüringen sollen großflächige, raumbedeutsame Anlagen das 

Landschaftsbild sowie die Erholungseignung der Landschaft, die Lebensräume wildlebender Tiere 

(einschließlich der Wander- und Flugkorridore) und das Erscheinungsbild von Kulturdenkmalen nicht 

wesentlich beeinträchtigen (G 3-63). Der Änderungsbereich ist kulturlandschaftlich ohne 

landschaftsprägende Erhebung und wird als Fläche mit eingeschränkter Erlebniswirkung eingeordnet. 

Der Änderungsbereich ist gemäß dem Landschaftssteckbrief „Altenburg-Zeitzer-Lößgebiet“ des 

Bundesamtes für Naturschutz der Landschaftsgroßeinheit „Deutsche Mittelgebirgsschwelle“ dem 

Landschaftstyp „Ackergeprägte offene Kulturlandschaft“ (Landschafts-ID 46600) zugeordnet, wird aber 

gem. ROTH et al. (2021) als ein landschaftsbildlich leicht unterdurchschnittlich Gebiet bewertet. 

Der Änderungsbereich ist geprägt durch eine intensiv genutzte Agrarlandschaft mit angrenzender 

landschaftsbildprägenden Biotopstruktur. Im Änderungsbereich fehlen gliedernde Strukturen wie 

Baumreihen, Hecken oder Feldgehölze vollständig.  

Die Silhouette der zehn raumbedeutsamen Windenergieanlagen mit einer Höhe von 80 bis 146 Meter im 

Süden (Ortslage Nitzschka) und die Hochspannungsleitung im Norden sind weithin sichtbar und 

bildprägend. 

Die landwirtschaftlichen Nutzflächen sind nicht für jedermann frei begehbar (Betretungsrecht). Jeder 

Erholungssuchende muss nach § 21 ThürNatG auf die Belange der Grundstückseigentümer und 

Nutzungsberechtigten Rücksicht nehmen. Die Erholungsqualität ist gering. Eine Ausstattung mit 

Erholungsfunktion (Erholungsinfrastruktur) fehlt im Änderungsbereich. 

Für die Erholungsnutzung besitzt der Änderungsbereich keine wesentliche Bedeutung. Es fehlen 

ausgewiesene Wanderwege, und die landwirtschaftliche Nutzung schränkt den Zugang für die 

Öffentlichkeit ein. Nach § 21 ThürNatG ist die Rücksicht auf Eigentümer und Nutzungsberechtigte 

erforderlich. 

Die Fläche ist ackerbaulich genutzt. Die angrenzenden Ackerflächen sind stark ausgeräumt, so dass die 

Vielfalt und Natürlichkeit der Landschaft gering sind. Teilbereiche mit Grünlandnutzung sowie 

Feldgehölze, Hecken und Wälder gliedern das Landschaftsbild lokal und erhöhen die Strukturvielfalt. 
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Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens 

Mit der Umsetzung des Vorhabens erfährt der Änderungsbereich durch die technische Struktur des 

Vorhabens eine deutliche technische Überprägung. Die Wahrnehmung der Anlagen hängt dabei 

maßgeblich von der Entfernung und Blickrichtung der Betrachter ab. Negative Auswirkungen auf das 

Landschaftsbild werden durch bestehende und geplante Sichtschutzpflanzungen, insbesondere die 

dreireihige Feldhecke, abgemildert. 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes 

Mit Umsetzung des Vorhabens wird das Landschaftsbild im unmittelbaren Nahbereich des 

Änderungsbereiches sichtbar verändert. Die Freiflächen-Photovoltaikanlage stellt als technische Anlage 

eine anthropogene Überformung der bislang landwirtschaftlich genutzten Offenfläche dar. Die visuelle 

Wirkung beschränkt sich jedoch überwiegend auf den direkten Einwirkungsraum. 

Durch die geplante Entwicklung extensiven Grünlandes zwischen und unter den Modulreihen sowie die 

Anlage einer dreireihigen Feldhecke wird eine landschaftliche Gliederung der Fläche erreicht. Die 

Eingrünungsmaßnahmen bewirken eine Einbindung der Freiflächen-Photovoltaikanlage in die umgebende 

Landschaft und reduzieren insbesondere aus bodennahen Blickbeziehungen die Einsehbarkeit. 

Mittelfristig ist durch das Aufwachsen der Gehölzstrukturen von einer weiteren Abschirmung 

auszugehen. 

Im Umfeld des Änderungsbereiches befinden sich keine landschaftsbildprägenden Einzelobjekte, keine 

besonders empfindlichen Sichtachsen sowie keine bedeutenden historischen Kulturlandschaften, Bau- 

oder Bodendenkmäler, deren Wahrnehmbarkeit durch das Vorhaben beeinträchtigt werden könnte. Die 

im weiteren Umfeld vorhandenen Baudenkmäler weisen weder eine direkte noch eine periphere 

Sichtbeziehung zum Änderungsbereich auf. Aufgrund der topographischen Situation sowie vorhandener 

Vegetations- und Siedlungsstrukturen ist eine relevante Sichtbeeinträchtigung auszuschließen. 

Von den Photovoltaik-Modulen sind aufgrund der Verwendung antireflexbeschichteter Oberflächen keine 

erheblichen Blendwirkungen oder störenden lichttechnischen Effekte zu erwarten. Eine Beeinträchtigung 

der Wahrnehmbarkeit oder Funktion denkmalgeschützter Objekte ist daher nicht prognostizierbar. 

Vorbelastungen des Landschaftsbildes bestehen bereits durch die südlich gelegenen, raumbedeutsamen 

Windenergieanlagen (Höhen zwischen ca. 80 m und 146 m) im Bereich der Ortslage Nitzschka sowie 

durch die nördlich verlaufende Hochspannungsleitung. Diese technischen Infrastrukturen prägen das 

großräumige Erscheinungsbild bereits deutlich. Vor diesem Hintergrund ist die zusätzliche visuelle 

Wirkung der vergleichsweise niedrig aufragenden Photovoltaikanlage als untergeordnet einzustufen. 

Insgesamt ist davon auszugehen, dass sich das Landschaftsbild im Nahbereich verändert, jedoch keine 

erheblichen nachteiligen Auswirkungen im Sinne der umweltrechtlichen Bewertungsmaßstäbe eintreten. 

Eine nachhaltige Beeinträchtigung des großräumigen Landschaftscharakters ist nicht zu erwarten. 

8.4.5 Wechselwirkungen 

Die Schutzgüter im Untersuchungsraum stehen in einem engen Beziehungsgeflecht zueinander. 

Beeinträchtigungen des Bodens, etwa durch Verdichtung oder Erosion, können indirekt Wirkungen auf 

das Grundwasser, die Vegetation und somit auch auf die Lebensräume von Tieren haben. Ebenso können 
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Veränderungen im Schutzgut Klima und Luft Einfluss auf die Vegetation sowie auf die menschliche 

Nutzung und Wahrnehmung der Landschaft ausüben.  

Umgekehrt können Veränderungen in der Vegetation – beispielsweise durch ökologische 

Ausgleichsmaßnahmen oder Pflanzungen – Rückwirkungen auf das lokale Klima, die Luftqualität und die 

mikroklimatischen Bedingungen haben. 

Nach fachlicher Bewertung sind durch das Vorhaben keine erheblich nachteiligen Wirkungen zu erwarten, 

die sich aus Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern ergeben könnten. Durch die vorgesehenen 

Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen werden mögliche indirekte Einflüsse weiter reduziert, so dass 

das Zusammenspiel der Schutzgüter im Änderungsbereich im Hinblick auf die nachhaltige Nutzung und 

ökologische Qualität gesichert bleibt. 

8.5 Entwicklungsprognosen des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung des Vorhabens 

Bei einer Nichtdurchführung des Vorhabens würde es bei einer herkömmlichen Ackerbau-Nutzung im 

Änderungsbereich bleiben, die Qualität des Agrarlebensraumes für den Naturschutz weiter stark 

abnehmen. Der beschriebene Umweltzustand im Änderungsbereich würde sich voraussichtlich nicht 

verändern. Der Bedarf der Sonderbaufläche zur Stromerzeugung müsste in diesem Falle durch die 

Nutzung von Flächen an anderer Stelle gedeckt werden. 

8.6 Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

8.6.1 Vermeidung und Minimierung 

Auf Ebene des Flächennutzungsplanes werden die Eingriffe durch die geänderte Darstellung einer 

landwirtschaftlichen Fläche in ein Sonstiges Sondergebiet für die Errichtung und den Betrieb einer 

Photovoltaik-Freiflächenanlage minimiert. Hierdurch können zusätzliche Flächenausweisungen im 

Außenbereich reduziert werden. 

Allgemein können auf Ebene des Bebauungsplanes weitere geeignete Maßnahmen zur Minimierung des 

Eingriffes festgesetzt sowie das Maß der baulichen Nutzung beschränkt werden. Hierdurch können die 

Eingriffsschwere reduziert und der Kompensationsfaktor verringert werden. 

8.6.2 Ausgleich 

Im Rahmen der 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark 

Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln werden durch die geänderte Darstellung bestehender 

landwirtschaftlicher Flächen Eingriffe in Naturhaushalt und Landschaftsbild vorbereitet. Zur 

Kompensation der Eingriffe sind auf Ebene des Bebauungsplanes Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Natur und Landschaft erforderlich. Der genaue Kompensationsflächenbedarf 

wird auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung in Abhängigkeit vom Umfang der Maßnahmen zur 

Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen und vom Maß der Nutzung und der damit 

verbundenen Intensität des Eingriffes bestimmt. 



13. Änderung Flächennutzungsplan  Vorentwurf 

„Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln Begründung 

 

38 

8.6.3 Maßnahmen des Artenschutzes 

Für die artenschutzrechtliche Bewertung wurden von März bis Juli 2025 faunistische Kartierungen der 

Vogelwelt und Kriechtiere im Änderungsbereich durch die Firma Gerfried Klammer (Bitterfeld-Wolfen) 

durchgeführt. 

Von den entsprechend BNatSchG § 7 Abs. 2 Nr. 13 besonders geschützten Arten hielten sich die 

Hohltaube (Columba oenas), Goldammer (Emberiza citrinella), Gartenbaumläufer (Certhia brachydactyla), 

Gartenrotschwanz (Phoenicurus phoenicurus) und Neuntöter (Lanius collurio) im engeren Randbereich, 

die Feldlerche innerhalb des Plangebietes auf. Auf das Plangebiet entfallen 8 Brutpaare der kartierten 

Feldlerche (Alauda arvensis).  

Von den entsprechend BNatSchG § 7 Abs. 2 Nr. 14 streng geschützten Arten wurden weder im 

Randbereich noch innerhalb des Plangebietes nachgewiesen. 

Fazit: Für alle relevanten Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie für europäische Vogelarten 

gemäß Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie können die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nrn. 1–3 i.V.m. 

Abs. 5 BNatSchG eingehalten werden. Für einzelne Arten sind Vermeidungs- und vorgezogene 

Ausgleichsmaßnahmen erforderlich, die auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung festgesetzt werden. 

8.7 Prüfung alternativer Planungsmöglichkeiten  

Mit Stand 22. Oktober 2024 hat der Stadtrat der Stadt Schmölln die Standortkonzeption Photovoltaik-

Freiflächenanlagen beschlossen. Unter Berücksichtigung der bestehenden rechtlichen und planerischen 

Vorgaben sowie der Realnutzung hat die Stadt Kriterien festgelegt, die zum Ausschluss bzw. zur Eignung 

von Flächen für Photovoltaik-Freiflächenanlagen führen. Hierbei hat die Stadt im Rahmen des 

kommunalen Entscheidungsprozesses die Vorgabe des Bundesgesetzgebers hinsichtlich der Bedeutung 

von regenerativen Energien für die nationale Energieversorgung und damit die nationale Sicherheit 

berücksichtigt.  

Mit dieser Photovoltaik-Freiflächenkonzeption hat der Stadtrat der Stadt Schmölln festgelegt, auf welchen 

landwirtschaftlichen Flächen keine Photovoltaik errichtet werden darf und auf welchen Flächen es 

grundsätzlich möglich ist. 

Zusätzlich zu den bezeichneten Flächen wurde auch die Flächenobergrenze festgelegt. Maximal 2 % der 

landwirtschaftlichen Fläche auf dem Gebiet der Stadt Schmölln stehen für die Errichtung von 

Photovoltaikanlagen zur Verfügung.  

Im Ergebnis wurden in der Karte 4 die Flächen grün schraffiert hinterlegt, für die sich aus den Karten 1 

bis 3 keine Ausschlusswirkung ergibt. Südlich und südöstlich von Zschernitzsch sind die Flächen als 

Eignungsflächen ermittelt.  
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Abbildung 6: Auszug 

Standortkonzeption 

Photovoltaik-Freiflächenanlagen 

(PV-FFA) Stadt Schmölln; Karte 

4: Gesamtbewertung (ohne 

Maßstab; eigene Darstellung) 

 

 

 

 

 

 

 

 

8.8 Beschreibung von methodischen Ansätzen und Schwierigkeiten bzw. Kenntnislücken 

Im vorliegenden Umweltbericht wird eine Bestandsaufnahme der umweltrelevanten Schutzgüter, die 

durch das Vorhaben betroffen sein können, durchgeführt. Die Darstellung und Bewertung der 

Umweltauswirkungen erfolgten verbal argumentativ. Für die Bewertung war die Ausgleichbarkeit von 

Auswirkungen ein wichtiger Indikator. 

Die Beurteilung der Aspekte des Umweltschutzes zum Zeitpunkt der 13. Änderung Flächennutzungsplan 

„Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln erfolgt durch Auswertung 

vorhandener Unterlagen. Eine Begehung war nicht erforderlich, da sich aufgrund bereits vorliegender 

Untersuchungen für den Bebauungsplan bereits umfangreiche Daten vorhanden waren. Die für den 

Umweltbericht relevanten Daten konnten aus den vorhandenen Unterlagen gewonnen werden. 

Kenntnislücken 

Da es sich um eine Änderung des Flächennutzungsplanes handelt, können vor allem bau- und 

betriebsbedingte Auswirkungen des Vorhabens nur allgemein beschrieben werden, auch wenn im 

vorliegenden Fall die geplante Nutzung bereits bekannt ist, fehlen dennoch konkrete Angaben 

beispielsweise zur Anordnung des baulichen Nebenanlagen und zu der zur Anwendung kommenden 

Technik etc. 

Es kann eingeschätzt werden, dass der Zustand der Umweltschutzgüter damit in guter Qualität 

aufgenommen werden konnte und es keine Kenntnislücken gibt, die eine Konfliktausweisung erschwert 

hätte. 
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8.9 Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen (Monitoring) 

Durch die 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark Zschernitzsch“ der 

Stadt Schmölln wird kein Baurecht geschaffen, das auszugleichen wäre. Somit sind keine Maßnahmen 

zur Überwachung der Umweltauswirkungen auf dieser Planungsebene erforderlich. 

8.10 Zusammenfassung der Ergebnisse der Umweltprüfung 

Eine schutzgutbezogene Bestandsaufnahme und Bewertung des aktuellen Zustandes des Plangebietes 

auf Grundlage vorhandener Daten sowie durchgeführter Kartierungen ist in den Umweltbericht enthalten, 

der für die 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark Zschernitzsch“ 

der Stadt Schmölln erarbeitet wurde. 

Die Umweltprüfung erfolgte schutzgutbezogen. Für die Bestandsermittlung wurden faunistische und 

floristische Kartierungen im Jahr 2025 im Geltungsbereich und dem angrenzenden Untersuchungsraum 

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Solarpark Zschernitzsch“ vorgenommen. Weiterhin wurden 

ein Fachbeitrag „Kartierung von Brutvögeln und Reptilien“, eine Eingriff-Ausgleich-Bilanzierung (im 

Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes) erarbeitet und als Anlagen dem Umweltbericht 

beigefügt. 

Nach aktuellem Kenntnisstand und Auswertung der vorhandenen Daten lässt sich aussagen, dass mit 

Realisierung der 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark 

Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln in Bezug auf die Schutzgüter Fläche und Boden, Klima und Luft, 

Landschaft, Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung sowie Kultur- und sonstige Sachgüter 

keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten sind. Grundsätzlich wird das Vorhaben als mit den Zielen 

des Naturschutzes und der Landschaft vereinbar eingeschätzt, wenngleich entsprechende 

naturschutzfachliche Maßnahmen erforderlich werden können. 

Unter besonderer Berücksichtigung der Lage innerhalb der geplanten Schutzzone III des 

Wasserschutzgebietes Nr. 280 „Nitzschkaer Brücke“ sind keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Grundwasser zu erwarten. Die Planung ist mit den 

wasserrechtlichen Schutzzielen vereinbar und entspricht dem Vorsorgeprinzip. 

Der Umweltbericht kommt zusammenfassend zu dem Ergebnis, dass die Planungen der 13. Änderung 

Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln 

umweltverträglich sind. 

Nachteilige Auswirkungen auf die Natur durch die Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage können 

durch geeignete Maßnahmen vermieden, vermindert oder ausgeglichen werden. Langfristig wirkt sich 

die Planung auf einen Großteil der untersuchten Schutzgüter positiv aus bzw. die negativen 

Auswirkungen werden als gering eingeschätzt.  

Für eine umweltverträgliche Umsetzung der Planung sind Belange des Bodenschutzes, des 

Artenschutzes sowie des Biotopschutzes zu berücksichtigen. Die Eingriff-Ausgleich-Bilanzierung zum 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan ergab einen Kompensationsüberschuss, so dass die durch das 
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Vorhaben verursachten Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft vollständig kompensiert werden 

können. 

8.10.1 Klimaschutz 

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB sollen die Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung 

gewährleisten und dazu beitragen, den Klimaschutz und die Klimaanpassung insbesondere auch in der 

Stadtentwicklung zu fördern. Damit wird klargestellt, dass die Bauleitplanung auch ein Instrument der 

Klimaschutzpolitik der Gemeinde ist. Dies wird im § 1a Abs. 5 BauGB verdeutlicht: „den Erfordernissen 

des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 

solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden“. Durch diese 

Regelung im BauGB wird dem Klimaschutz ein größeres Gewicht in der Bauleitplanung und in der 

Abwägung der öffentlichen und privaten Belange beigemessen, der Belang gilt somit u.a. als Begründung 

der einzelnen Maßnahmen oder Festsetzungen. Eine solche Maßnahme zum Klimaschutz bzw. 

Anpassung an den Klimawandel ist u.a. auch die Schaffung von Planrecht für die Anlagen zur Nutzung 

der Solarenergie. 

Mit der vorliegenden 13. Änderung Flächennutzungsplan „Sondergebiet Photovoltaik - Solarpark 

Zschernitzsch“ der Stadt Schmölln soll die Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage ermöglicht 

werden, die der Erzeugung von erneuerbaren Energien und damit dem Klimaschutz beitragen soll. 

Photovoltaik-Freiflächenanlagen dienen zur Produktion von sogenanntem grünem Strom aus 

erneuerbaren Energien und leisten damit einen Beitrag zur Reduzierung von Treibhausgasen im Vergleich 

zu den fossilen Energieträgern. 

Im Zuge des Klimawandels wird es auch in Thüringen zu höheren Temperaturen, längeren 

Trockenperioden, verändertem Niederschlagsverhalten und häufigeren Wetterextremen kommen. Wie im 

Umweltbericht zum Bebauungsplan beschrieben, können die Photovoltaik-Module dazu beitragen, eine 

Austrocknung des Bodens durch die Überschirmung abzumildern. Erosionserscheinungen durch 

Starkregen werden durch die Ausbildung eines extensiven Grünlands entgegengewirkt. Insgesamt 

werden damit mögliche negative Folgen des Klimawandels auf die Landschaft unter einer Photovoltaik-

Freiflächenanlage minimiert. Darüber hinaus sind kaum negative Auswirkungen von extremen 

Witterungsbedingungen aufgrund des Klimawandels auf Photovoltaikanlagen bekannt. Verstärkte 

Sonneneinstrahlung führt zu einer höheren Leistungsfähigkeit der Photovoltaik-Module, während Hitze 

diese um 0,5 % pro steigende Temperatur reduziert. Starkregen kann in Kombination mit Hagel das 

Material beschädigen. Durch regelmäßige Kontrollen und durch Fernwartung können diese jedoch 

unmittelbar erkannt und beseitigt werden.  

Bautzen, den 31.03.2026 Planverfasserin: 

  

Jana Burr, Dipl.-Ing. (FH) Landespflege 
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